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Reformoptionen für ein nachhaltiges Steuer- und
Abgabensystem
Wie Lenkungssteuern effektiv und gerecht für den Klima- und Umweltschutz ausgestaltet
werden können

https://doi.org/10.1515/pwp-2021-0051 Zusammenfassung: Steuern und Abgaben auf Produkte
oder Verbrauch mit gesellschaftlichen Folgekosten (exter-
ne Kosten) – sogenannte Pigou- oder Lenkungssteuern –
sind ein gesellschaftliches „Win-Win-Instrument“. Sie ver-
bessern die Wohlfahrt und schützen gleichzeitig die Um-
welt und das Klima. Dies wird erreicht, indem umwelt-
schädigende Aktivitäten einen Preis bekommen, der
möglichst exakt der Höhe des Schadens entspricht. Eine
konsequente Bepreisung der externen Kosten nach diesem
Prinzip könnte in Deutschland erhebliche zusätzliche Ein-
nahmen erbringen: Basierend auf bisherigen Studien zu
externen Kosten wären zusätzliche Einnahmen in der Grö-
ßenordnung von 348 bis 564 Milliarden Euro pro Jahr (44
bis 71 Prozent der gesamten Steuereinnahmen) möglich.
Die Autoren warnen allerdings, dass die Bezifferung der
externen Kosten mit erheblichen Unsicherheiten verbun-
den ist. Damit Lenkungssteuern und -abgaben ihre positi-
ven Lenkungs- und Wohlstandseffekte voll entfalten kön-
nen, seien zudem institutionelle Reformen notwendig.

JEL-Klassifikation:H23, H61, Q52, Q58

Schlüsselwörter: Externalitäten, Pigou-Steuern, Nachhal-
tige Steuerreform, Energiewende

1 Preisinstrumente für den Umwelt-
und Klimaschutz

Mit dem nationalen Emissionshandelssystem (nEHS) für
CO2-Emissionen wurde in Deutschland 2021 ein nationaler
CO2-Preis eingeführt – ein Novum in der deutschen Um-
weltpolitik, denn damit kommt Preisanreizen erstmals ei-
ne zentrale Rolle in der Erreichung von Umweltzielen zu.
Zusammen mit dem CO2-Preis aus dem Europäischen
Emissionshandelssystem (EU-ETS) werden so nahezu alle
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Emissionen aus der fossilen Energienutzung abgedeckt.
Damit entsteht ein beispiellos breiter und systemischer
Preisanreiz, fossile Energie einzusparen und Investitionen
sowie Innovationen auf dem Gebiet klimafreundlicher
Technologien zu erhöhen. Vom Preisniveau und -anstieg
ist zwar bislang nur eine moderate Lenkungswirkung zu
erwarten (Edenhofer et al. 2020 und UBA 2020a), doch
kann diese durch steigende Preise in der Zukunft erheblich
erhöht werden.

Auch zuvor gab es bereits eine Reihe von Steuern und
Abgaben mit Umweltbezug: Zum Beispiel Energie- und
Stromsteuern, die einen Preis für umweltschädliches Ver-
halten schaffen. Doch diese bestehenden Maßnahmen
sind oft nicht zielgenau und konsistent auf Umwelt-
schäden beziehungsweise Umweltziele ausgerichtet. Ihre
Lenkungswirkung ist dementsprechend gering. Darüber
hinaus kommen Umweltsteuern und -abgaben bei zahlrei-
chen anderen Umweltproblemen bisher nicht zum Einsatz.

Mit diesem Artikel geben wir einen Einblick und eine
Abschätzung in das Potenzial von nationalen Preisinstru-
menten (Steuern und Abgaben) für den Umwelt- und
Klimaschutz und zeigen insbesondere auf, wie Lenkungs-
steuern den wirtschaftlichen Wohlstand erhöhen und
gleichzeitig soziale Ungleichheit verringern können (Ab-
schnitt 2). Ein zentraler Begriff sind hierbei die „externen
Kosten“ – also Umwelt- und Gesundheitsschäden, die
nicht vom Verursacher, sondern von der Allgemeinheit
getragen werden. Bei externen Kosten führt das Markt-
geschehen zu einem gesellschaftlich unerwünschten Um-
fang der Umweltverschmutzung. Hier können Lenkungs-
steuern, die diese externen Kosten widerspiegeln und
damit entsprechende Anpassungen im Verhalten von Kon-
sumentinnen und Konsumenten (im Folgenden Kon-
sumentinnen) und Unternehmen bewirken, den Umwelt-
und Klimaschutz verbessern. Wenn sich die Höhe von Len-
kungssteuern an den externenKosten orientiert, wird darü-
ber hinaus der wirtschaftliche Wohlstand erhöht, weil die
vermiedenenUmweltschädenhöher als die KostendesUm-
weltschutzes sind. Damit können derartige Lenkungssteu-
ern sowohl eine Verbesserung des Lebensstandards als
auch eine Erhöhung des Umweltschutzes bewirken („Win-
Win“).

Mit unserem Beitrag verfolgen wir in Bezug auf zwei
relevante Aspekte im Spannungsfeld von theoretischer
Fundierung und wirtschaftspolitischer Handlungsorien-
tierung bewusst eine pragmatische Stoßrichtung. Erstens
fallen einige externe Kosten, besonders offensichtlich bei
Treibhausgasemissionen und dem durch sie forcierten Kli-
mawandel, nicht im nationalen, sondern im globalen Rah-
men an. Aus konzeptioneller Sicht müsste ein darauf be-
zogenes Preisinstrument mithin auch global angelegt

werden, um entsprechend dem Pigou-Prinzip die Äquiva-
lenz von anfallenden Schäden und darauf ausgerichteter
Bepreisung sicherzustellen. In Ermangelung einer hand-
lungsfähigen Weltregierung kann und sollte nationale Po-
litik auf diese Ideallösung natürlich hinwirken, kann sie
aber nicht unmittelbar beschließen.1 Vor diesem Hinter-
grund nutzen wir Abschätzungen zu den (global anfallen-
den) externen Kosten der Treibhausgasemissionen in
Deutschland2, um die Handlungsoption einer nationalen
CO2-Bepreisung zu unterfüttern und näherungsweise ihre
adäquate Höhe zu ermitteln.

Zweitens entspricht die „richtige“ Höhe einer Pigou-
Steuer aus theoretischer Sicht den jeweiligen Grenzkosten
einer zusätzlichen Verschmutzungseinheit im sozialen
Optimum. Aufgrund der Studienlage können wir jedoch
meist nur die Durchschnittskosten einer Externalität (etwa
eines Kilogramms an Fleischkonsum, Stickstoff-Eintrag
oder Feinstaub-Emission) heranziehen.3 Wenn ein linearer
Zusammenhang zwischen dem Umfang der jeweiligen
Externalität und den resultierenden Schäden besteht,
dann ist diese Vorgehensweise exakt. Da für viele Exter-
nalitäten jedoch von einem nicht-linearen Zusammenhang
ausgegangen werden muss, bei dem die marginale Scha-
denshöhe oft mit dem Umfang der Schädigung ansteigt
(konvexe Schadensfunktion), dürften bei gleicher Emis-
sionsmenge die Grenzkosten über den Durchschnittskos-
ten liegen. Aufgrund des Lenkungseffektes einer Pigou-
Steuer sinkt die Emissionsmenge jedoch, wodurch die
Grenzkosten ebenfalls abnehmen. Der Rückgriff auf Durch-
schnittskosten als Grundlage einer Lenkungssteuer kann
daherdieHöhederPigou-SteuerwieauchderenEinnahme-
potenzial sowohlüber- als auchunterschätzen.

Drittens nehmen wir aufgrund extremer Informations-
anforderungen für die Politik auch keine zeitlichen und
räumlichen Differenzierungen vor, die aus theoretischer
Sicht für eine optimale Pigou-Steuer erforderlich wären.
Die vorgeschlagenen Lenkungssteuern sind mithin keine
exakten „Pigou-Steuern“ im Sinn der mikroökonomischen

1 Zur Frage, wie das Kooperationsproblem zwischen nationalen Re-
gierungen gelöst beziehungsweise reduziert werden kann, gibt es
eine umfangreiche Literatur, auf die wir hier aus Platzgründen nicht
weiter eingehen können, siehe zum Beispiel Schmidt und Cramton
et al. 2017 sowie Schmidt und Ockenfels 2021.
2 Das bedeutet, wir multiplizieren die sozialen Kosten des Kohlen-
stoffs mit den deutschen Emissionen. Damit bekommenwir die globa-
len Schadenswerte der in Deutschland ausgestoßenen CO2-Emissio-
nen.
3 Bei der Berechnung der externen Kosten des Klimawandels greifen
wir dagegen auf die Grenzkosten einer Tonne CO2 entlang des sozial
optimalen Pfades (basierend auf aktualisierten DICE-Modellen) zu-
rück.
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Theorie, aber sie wurden aus dem Pigou-Prinzip abgeleitet
und stellen in ihrer jeweiligen Höhe eine für die politische
Implementierung taugliche Annäherung dar.

Im Bewusstsein dieser Einschränkungen identifizieren
wir für Deutschland die wichtigsten Bereiche, in denen vor
allem Umwelt- und Gesundheitsschäden als externe Kos-
ten auf die Allgemeinheit überwälzt werden (Abschnitt 3).
Die Höhe dieser externen (Durchschnitts-)Kosten liegt bei
13 bis 19 Prozent des deutschen Bruttoinlandsprodukts
(BIP) und liefert damit auch einen ersten Näherungswert
für die Höhe der Einnahmen, die mit einer konsequenten
und umfassenden Einführung von Lenkungsabgaben und
-steuern erzielt werden können. Vor dem Hintergrund der
aktuellen Diskussion um Klimapolitik und ambitioniertere
Klimaziele auf europäischer und nationaler Ebene zei-
gen wir exemplarisch konkrete Handlungsfelder für die
Energiewende, in denen Reformen von umweltbezogenen
Steuern und Abgaben besonders sinnvoll erscheinen (Ab-
schnitt 4). Schließlich gehen wir auf institutionelle Aspek-
te ein, welche die Einführung und Ausweitung konsequen-
ter und wirksamer Umweltsteuern und -abgaben bisher
erschweren, und zeigen entsprechende Reformoptionen
(Abschnitt 5).

2 Umweltsteuern undWohlstand

2.1 Die grundlegenden Aufgaben von Steuern

Nach § 3 (1) der deutschen Abgabenordnung sind Steuern
Geldleistungen der Bürgerinnen und Bürger, mit denen der
Staat ohne konkret definierte Gegenleistung Einnahmen
erzielen möchte: „Steuern sind Geldleistungen, die nicht
eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen
und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur
Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei de-
nen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leis-
tungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen kann
Nebenzweck sein.“

Der Geldleistung muss zwar keine direkte Gegenleis-
tung für die Steuerzahlenden gegenüberstehen, dennoch
werden mit den Einnahmen öffentliche Güter und Dienst-
leistungen bereitgestellt, die letztlich der gesamten Bevöl-
kerung zugutekommen (zum Beispiel Verwaltung, Infra-
struktur, Bildung und öffentliche Sicherheit). Auch wenn
Steuern grundsätzlich der Einnahmenerzielung dienen,
kann die Lenkungswirkung ein Hauptzweck sein (§ 3 Ab-
gabenordnung). Weiterhinmöglich sind
– konjunkturpolitische Zwecke, da Steueränderungen

den gesamtwirtschaftlichen Konsum oder die Investi-
tionen beeinflussen;

– die Verminderung von Einkommens- oder Vermögens-
ungleichheiten;

– Lenkungszwecke bezüglich Investitionen, Konsum
oder Verbrauch bestimmter Güter und Dienstleistun-
gen.

Lenkungssteuern können darauf zielen, Individuen zu
„besseren“ Entscheidungen zu verhelfen, wenn sie zum
Beispiel aufgrund von Informations- und Verhaltenspro-
blemen Konsumentscheidungen treffen, die nicht zu ihrem
eigenen langfristigen Nutzen sind. Man spricht bei dieser
Art von Lenkungssteuer auch von „meritorischen Eingrif-
fen“, die insbesondere mit Blick auf Alkohol-, Tabak- und
Zuckerkonsum relevant sind (Allcott et al. 2019, Gruber
und Köszegi 2008, Meier et al. 2015 sowie O’Donoghue und
Rabin 2006). Über ihre Rechtfertigung wird kontrovers dis-
kutiert, weil derartige Eingriffe Verhaltensmuster und Prä-
ferenzen der Konsumentinnen verändern sollen und dies
als paternalistisch empfunden werden kann. Im Folgen-
den betrachten wir jedoch ausschließlich Lenkungssteu-
ern auf Konsum- und Produktionsentscheidungen, bei de-
nen Einkommen oder Lebensqualität unbeteiligter Dritter
beziehungsweise die Gesamtheit der Gesellschaft betroffen
sind (externe Effekte).4 Umweltsteuern beziehungsweise
Steuern auf Energie und Stromverbrauch sind Beispiele für
solche Lenkungssteuern, weil sie umweltschädliches Ver-
halten zumWohle der Allgemeinheit reduzieren sollen. So
wurde in den ökologischen Steuerreformen 1999 und 2002
die Einführung von Stromsteuern ebenso mit ihren um-
welt-, energie- und ressourcenschonenden Wirkungen be-
gründet wie die Erhöhung der Mineralölsteuern.5

2.2 Wie Umweltsteuern unserenWohlstand
erhöhen können

Umweltbedingungen spielen für viele ökonomische Pro-
duktionsprozesse eine wichtige Rolle, zum Beispiel in der
Nahrungsmittelproduktion. Die Umwelt lässt sich daher
als Naturkapital auffassen: Wenn dieses beschädigt wird,
sinkt die ökonomische Wertschöpfung. Darüber hinaus

4 Diese Unterscheidung hat eine bedeutende wohlfahrtsökonomi-
sche Implikation: Meritorisch begründete Lenkungssteuern können
allenfalls Individuen besserstellen, die für sich selbst keine guten
Entscheidungen treffen können. Mit externen Effekten begründete
Lenkungssteuern können dagegen potenziell alle Individuen besser-
stellen, selbst wenn diese für sich selbst immer optimal entscheiden
können.
5 Siehe dazu die Gesetzesentwürfe des Deutschen Bundestages (Bun-
destag 1998, Bundestag 2002).
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bieten Umwelt- und Ökosysteme zahlreiche Güter wie
Trinkwasser oder saubere Luft an, die Menschen direkt
konsumieren und an denen sie sich erfreuen können, wie
beispielsweise die Erholung in der Natur. Umweltver-
schmutzung führt damit neben Produktions- und Konsum-
verlusten auch zu einer unmittelbaren Verringerung der
Lebensqualität. Diese Verluste lassen sich monetär bezif-
fern undwerden als Umweltschäden bezeichnet.

Während die Gesellschaft als Ganzes von einer hohen
Umweltqualität und einem stabilen Klimasystem pro-
fitiert, besteht für einzelne Individuen und Firmen nur ein
geringer Anreiz, zur Erhaltung des Naturkapitals beizutra-
gen. Die Konsumentinnen berücksichtigen in Kaufent-
scheidungen vor allem den Preis und die Qualität eines
Produktes. Selbst wenn sie aufgrund einer intrinsischen
Motivation umweltfreundliche Produkte bevorzugen, sind
sie kaum in der Lage, die vielfältigen Umweltwirkungen
des Produktionsprozesses zu überblicken. Ein ähnliches
Problem besteht für Unternehmen, die Güter und Dienst-
leistungen anbieten. Während auch sie von einer intakten
Umwelt profitieren, müssen sie aufgrund desWettbewerbs
kostengünstig produzieren und können Umwelt- und

Klimaschutzmaßnahmen dabei unter den gegebenen Rah-
menbedingungen nur unzureichend berücksichtigen. So-
wohl bei Konsumentinnen als auch Unternehmen kommt
es also zu Fehlanreizen: Ihre nach individuellen Erwägun-
gen getroffenen Entscheidungen bewirken in der Gesamt-
heit ein zu hohesMaß an Umweltverschmutzung.

Die Grundstruktur dieses Anreizproblems hat der bri-
tische Ökonom Arthur Pigou (1920) erstmals beschrieben:
Das Verhalten von Konsumentinnen und Unternehmen
wird maßgeblich durch Preise bestimmt. Spiegeln Preise
jedoch nicht alle volkswirtschaftlichen Kosten wider,
kommt es zu ineffizienten Produktions- und Konsument-
scheidungen beziehungsweise zu „Marktversagen“. Die-
ses Marktversagen kann durch eine Korrektur der Preise –
beispielsweise durch eine Steuer – behoben werden. Die
Grundidee hinter der Pigou-Steuer ist daher, dass sich ihre
Steuerhöhe nach den volkswirtschaftlichen Schäden rich-
tet, die nicht vom jeweiligen Individuum auf der Pro-
duktions- oder Konsumseite getragen werden („externe
Kosten“). Formal entspricht die Steuerhöhe dabei den ex-
ternen Grenzkosten entlang des sozial optimalen Pfades,
also den zusätzlichen externen Kosten einer weiteren mar-

Abbildung 1: Externe Kosten und dieWirkungsweise von Pigou-Steuern
Anmerkungen: Die Vermeidung von Emissionen aus fossiler Energienutzung ist durch steigende Kosten gekennzeichnet (blaue Kurve,
linke Abbildung); gleichzeitig ist die Nutzung fossiler Energie (und die damit verbundene Emission) durch Haushalte und Unternehmenmit
privaten Kosten verbunden (rote Linie, linke Abbildung), die durch den Bezug von Energie entstehen und imwesentlichen Extraktions- und
Transportkosten widerspiegeln. Aus der Minimierung von Vermeidungskosten und privaten Kosten resultiert das betriebliche Kostenoptimum
(rote Kurve, rechte Abbildung), das sich auf einemMarkt ohne Klima- und Umweltpolitik einstellen würde. Allerdings vernachlässigt das
Marktresultat die Umweltschäden, die als gesellschaftliche Folgekosten (externe Kosten) aus der Nutzung fossiler Energie entstehen
(grüne Linie, linke Abbildung). Eine Pigou-Steuer auf fossile Energie macht die gesellschaftlichen Folgekosten für Verbraucher und Unterneh-
men sichtbar und finanziell spürbar; die Marktprozesse führen damit ins gesellschaftliche Kostenoptimum. Die Emissionen sinken durch die
Pigou-Steuer und gleichzeitig wächst der Wohlstand, weil die Gesamtkosten der fossilen Energienutzung (grüne Kurve, rechte Abbildung)
minimiert werden.
Quelle: Eigene Darstellung
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ginalen Emissionsmenge. Dadurch wird erreicht, dass
die Preise von Produkten und Dienstleistungen alle an-
fallenden Kosten widerspiegeln, was ein Marktversagen
aufgrund von verzerrten Preisen verhindert: Besonders
umweltschädliches Verhalten würde teurer, umweltscho-
nendes Verhalten dagegen attraktiver. Wir veranschauli-
chen das Prinzip der externen Kosten und der Pigou-Steu-
er in Abbildung 1.6

Die Konsumentinnen müssen infolge der Pigou-Steuer
höhere Preise zahlen, weil diese nun auch die externen
Kosten beziehungsweise die Umweltschäden enthalten.
Allerdings wird dieser Aufpreis durch die verringerten Um-
weltschäden und die Rückverteilung der Einnahmen über-
kompensiert. Insgesamt erhöht sich damit der gesamt-
gesellschaftliche Wohlstand (siehe Abbildung 2). Die
Pigou-Steuer fördert damit nicht nur den Umweltschutz,
sie erhöht auch Lebensqualität und Produktivität. Darüber
hinaus hat sie einen weiteren Vorteil gegenüber ordnungs-
politischen Maßnahmen: Sie generiert Einnahmen, mit
denen andere Steuern gesenkt oder zusätzliche Ausgaben
finanziert werden können. Insbesondere lassen sich damit
auch Verteilungskonflikte abmildern, die durch die Steu-
erbelastung entstehen.

Der Zusammenhang zwischen Wohlstands- und Ver-
teilungseffekten ist exemplarisch in Abbildung 2 dar-
gestellt. Während sich der gesamte Wohlstand durch die
Einführung einer Pigou-Steuer erhöht, hängt die Ver-
teilungswirkung maßgeblich von der Verwendung der
Steuereinnahmen ab. So kann die Einführung der Um-
weltsteuer ohne eine Rückverteilung der Einnahmen die
Ungleichheit zunächst erhöhen, insbesondere wenn ärme-
re Haushalte einen hohen Anteil ihrer Ausgaben für um-
weltschädliche Konsumgüter aufwenden.7 Denn Umwelt-

steuern setzen nicht an der Leistungsfähigkeit der Kon-
sumentinnen an, sondern an den Umweltschäden, die mit
dem Konsum bestimmter Produkte verbunden sind. Wenn
die Steuereinnahmen dem allgemeinen Staatshaushalt zu-
geführt werden, kann sich damit eine problematische Kos-
tenverteilung ergeben.8 Wenn hingegen die Umweltsteuer
von Beginn an so angelegt ist, dass ein Teil der Einnahmen
für die Senkung anderer Steuern, für Ausgaben- und För-
derprogramme oder für direkte Rückerstattungen verwen-
det wird, dann lassen sich verschiedene Verteilungswir-
kungen erreichen, die Unternehmen und insbesondere
ärmere Haushalte entlasten.9

Abbildung 2:Wirkung von umweltbezogenen Lenkungssteuern auf
(aggregierten) Wohlstand und Gleichheit (Verteilung von Einkommen
undWohlstand)
Anmerkung: Der (aggregierte) Wohlstand erhöht sich in allen Fällen,
weil die Reduktion von Umweltschäden jeweils höher als die Kosten
der Umweltsteuern ist. Die Verteilungswirkungen hängen von der Ver-
wendung der Einnahmen ab. Als Rückerstattungsoptionen (RO) bie-
ten sich unter anderem Steuersenkungen, Investitionsprogramme
und Transfers an.
Quelle: Eigene Darstellung

2.3 Ausgestaltung von Umweltsteuern

Ihr volles Potenzial zur Erhöhung der Wohlfahrt entfalten
Umweltsteuern in der Praxis, wenn sie nach den folgenden
Prinzipien ausgestaltet werden:

6 Die Problematik der externen Kosten gilt analog auch für den Fall
von positiven externen Effekten, wenn also eine Aktivität einen Nut-
zen für die Allgemeinheit schafft und daher entsprechend dem exter-
nen Nutzen subventioniert werden sollte. Dies ist beispielsweise im
Bildungsbereich sowie bei Forschung und Innovation der Fall.
7 Kurzfristige Verteilungseffekte können sich stark von langfristigen
unterscheiden. So kann eine CO2-Bepreisung langfristig sogar pro-
gressiv sein, weil durch den Klimaschutz das Kapitaleinkommen
stärker als das Arbeitseinkommen belastet wird und dadurch Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer mit geringem und mittlerem Ein-
kommen stärker profitieren (Beck et al. 2015). Auch belasten Len-
kungssteuern auf Lebensmittel, Alkohol und Tabak wegen höherer
Konsumanteile ärmere Haushalte zunächst überproportional (Bach
et al. 2017). Längerfristig können diese Haushalte jedoch profitieren,
weil die gesundheitlichen Vorteile eines geänderten Konsumverhal-
tens bei ihnen besonders hoch sind beziehungsweise der Einstieg in
Abhängigkeiten vermieden wird. So können Tabaksteuern langfristig
zu höheren Wohlfahrtsgewinnen bei ärmeren als bei reicheren Haus-
halten führen (Allcott et al. 2019 sowie Gruber und Köszegi 2004).

8 Letztlich verursacht die Zuführung der Steuern zum allgemeinen
Haushalt vor allem eine Reduktion der Schuldenaufnahme; damit hat
die Verwendung der Steuereinnahmen keine unmittelbare Vertei-
lungswirkung.
9 Wirken sich Umwelt- und Klimaschäden nicht nur auf Produktions-
prozesse, sondern auch direkt auf das Wohlergehen von Individuen
aus, so hängen die aggregierten externen Kosten von der Einkom-
mensverteilung ab. In diesem Fall hängt die optimale Höhe der Len-
kungssteuer auch von der gewählten Rückerstattungsoption ab
(Chichilnisky und Heal 1994).
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1. Sie sollten zielgenau auf umweltschädliches Ver-
halten – also auf die Verursachung externer Kos-
ten – ausgerichtet sein. Je genauer die Umweltsteuer
an der Entstehung externer Kosten anknüpft, desto
stärker ist ihre Lenkungswirkung. Wenn Umweltschä-
den, zum Beispiel die lokale Luftverschmutzung, von
der Zeit oder dem Ort abhängen, so gilt es die Um-
weltsteuern entsprechenend zu differenzieren, um die
Schäden gezielt an jenen Orten beziehungsweise zu
jenen Zeiten zu reduzieren, an denen sie besonders
hoch sind (Baumol und Oates 1988, Knittel und Sand-
ler 2018 sowie Tietenberg und Lewis 2018).

2. Sie sollten möglichst alle Verschmutzungsaktivi-
täten umfassen und nach einem einheitlichen
Prinzip konsequent bepreisen. Wenn bestimmte
Emissionen gar nicht oder mit gegenüber den jeweili-
gen Kosten zu geringen Sätzen besteuert werden,
wirkt die Umweltsteuer nicht umfassend. Als Folge
davon werden nicht alle kostengünstigen Vermei-
dungsoptionen ausgenutzt und die Wohlfahrtsgewin-
ne aus der Umweltsteuer fallen kleiner aus als im
Optimum (Metcalf undWeisbach 2009).

3. Ihre Höhe sollte regelmäßig angepasst werden.
Weil externe Kosten von der Menge (und nicht vom
Wert) der Umweltverschmutzung oder des Ressour-
cenverbrauchs abhängen, sollten Umweltsteuern als
Mengensteuern und nicht alsWertsteuern ausgestaltet
werden. Die Inflation macht einen im Zeitablauf kon-
stanten nominellen Steuersatz im Fall von Mengen-
steuern jedoch zu einem sinkenden realen Steuersatz.
Die Lenkungswirkung nimmt damit über die Zeit ab.
Eine Indexbindung der Steuerhöhe an die Inflation
beseitigt dieses Problem. Darüber hinaus können sich
auch die externen Kosten beziehungsweise die Bewer-
tung der Umweltschäden im Laufe der Zeit ändern, so
dass die Steuersätze entsprechend angepasst werden
müssen (Edenhofer et al. 2021b sowie Metcalf und
Weisbach 2009).

4. Ein Teil der Steuereinnahmen sollte zur Entlas-
tung von Haushalten verwendet werden. So lassen
sich soziale Härten beziehungsweise Schieflagen ver-
meiden und die Akzeptanz kann erhöht werden (Kle-
nert et al. 2018).10

Ob die Umweltsteuer als echte Steuer oder als Umwelt-
abgabe gestaltet wird, ist aus ökonomischer Sicht unerheb-
lich. Ebenso kann eine indirekte Bepreisung von externen
Kosten – beispielsweise durch ein Emissionshandelssys-
tem – sehr ähnlich wie eine Umweltsteuer wirken (Eden-
hofer et al. 2019). Obwohl die genannten Bepreisungsfor-
men unterschiedliche rechtliche Begriffe darstellen und
damit auch unterschiedliche rechtliche Anforderungen er-
füllen müssen, können sie eine gleichwertige Lenkungs-
wirkung erzielen.

Wenn sich dieUmweltsteuer nach den externenKosten
(Pigou-Steuer) richtet, so führt sie zu einer optimalen Ver-
ringerung umweltschädlicher Aktivitäten.11 Wie bereits
dargestellt, erhöht sich somit der gesellschaftliche Wohl-
stand, weil die vermiedenen Umweltschäden die Kosten
des Umweltschutzes überwiegen. Allerdings bedarf es für
diesen sogenannten Kosten-Nutzen-Ansatz einer ausrei-
chend verlässlichen und umfassenden Quantifizierung der
Umweltschäden. In vielen Bereichen – insbesondere im
Zusammenhangmit demKlimawandel –könnenwirbisher
nur einen Teil derUmwelt- undKlimaschäden valide quan-
tifizieren, beispielsweise die Verringerung der Produktivi-
tät, die größere Sterblichkeit und höhere Energieausgaben.
Andere Klimafolgen, zum Beispiel das Artensterben, eine
Häufung von Extremereignissen, das Überschreiten von
Kippmomenten im Erdsystem oder die erhöhten Risiken
gewaltsamer Konflikte, sind sowohl im Hinblick auf die
Erfassung der Schäden als auch auf deren Quantifizierung
mit erheblichenUnsicherheiten verbunden.

Aufgrund der erheblichen und schwer quantifizier-
baren Risiken einer ungebremsten Erwärmung hat sich die
internationale Gemeinschaft im Pariser Klimaabkommen
auf eine Begrenzung der Erderwärmung auf weniger als 2
Grad Celsius verpflichtet. Dieses Vorsorgeprinzip lässt sich
als eine Verallgemeinerung von Pigous Idee der Umwelt-
steuer auffassen, bei der die Aversion der Menschen ge-
genüber existenziellen Risiken berücksichtigt wird (Pigou
1920 und Edenhofer et al. 2021b). Doch auch im Fall von
vorgegebenen Umwelt- oder Klimazielen stellen Umwelt-
steuern eine attraktive Politikmaßnahme dar, weil die
Ziele zu den geringsten wirtschaftlichen Kosten erreicht
werden können. Im sogenannten Kosteneffektivität-An-
satz orientiert sich die Steuer jedoch nicht an den externen
Kosten; stattdessen wird sie so hoch gesetzt, dass sie ein
Umwelt- beziehungsweise Klimaziel erreicht. Kosteneffek-
tive Umweltsteuern sollten sich zudem ebenfalls an den10 Darüber hinaus kann ein Teil der Steuereinnahmen zur Entlas-

tung von imWettbewerb stehenden Unternehmen verwendet werden,
um deren Abwanderung zu verhindern (Edenhofer et al. 2019, SVR
2019 und UNEP 2020). Dies gilt jedoch nur im Fall von grenzüber-
schreitenden Umweltproblemen, da eine Abwanderung bei lokalen
Umweltproblemen in Gegendenmit geringeren externen Kosten sogar
wirtschaftlich sinnvoll sein kann.

11 Insbesondere führen Umweltsteuern im Allgemeinen nicht zu
einer vollständigen Eliminierung der jeweiligen Umweltverschmut-
zung.
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vier oben genannten Kriterien orientieren, damit die Um-
weltziele zu den geringsten volkswirtschaftlichen Kosten
erreicht werden. Ähnlich wie im Fall der Pigou-Steuer
bieten sich auch hier regelbasierte Mechanismen an, die
bei (voraussichtlicher) Verfehlung des Umweltziels den
Steuersatz automatisch anpassen (Aldy 2017). Die Einnah-
men aus der Steuer lassen sich zudem analog zur Pigou-
Steuer ebenfalls für Kompensationsmaßnahmen nutzen,
um die Kosten gerecht zu verteilen.

Die hier dargestellten vorteilhaften Kosten- und Wohl-
fahrtseffekte von Umweltsteuern können jedoch in der Pra-
xis durch weiteres Marktversagen schrumpfen. Insbeson-
dere kann Marktversagen die Lenkungswirkung von
Umweltsteuern stark einschränken. Beispiele dafür sind
geringe Anreize für Innovationen auf dem Gebiet ressour-
censparender und sauberer Technologien (Innovations-
Marktversagen), fehlende Informationen beziehungsweise
eine unvollständige Berücksichtigung des Energiever-
brauchs von Geräten und Fahrzeugen, ein unzureichendes
Infrastrukturangebot (zum Beispiel Ladesäulen, Stromnet-
ze und öffentlicher Personenverkehr), fehlendeAnreize zur
energetischen Sanierung aufgrund von Mietverhältnissen
oder Kreditbegrenzungen. In solchen Situationen bedarf es
daher weiterer Maßnahmen wie Förderprogramme, Steu-
ern oder Regulierung, damit Umweltsteuern ihre volle Len-
kungswirkung entfalten können (Bennear und Stavins
2007, Fischer und Newell 2008 sowie Goulder und Parry
2008).

Im Folgenden untersuchen wir einige Bereiche, in de-
nen externe Effekte und damit auch Pigou-Steuern beson-
ders relevant sein können. Dabei skizzieren wir erstens,
welche Umwelt- und Gesundheitsprobleme hohe volks-
wirtschaftliche Schäden anrichten – wo also Lenkungs-
steuern einen beträchtlichen Wohlfahrtsgewinn verspre-
chen (Abschnitt 3). Zweitens weisen wir auf mögliche
Handlungsfelder und Einstiegspunkte für Reformen (Ab-
schnitt 4) hin, die daran anknüpfen, dass die bestehenden
Steuern und Abgaben mit Umweltbezug meist nicht an-
hand der vier oben genannten Kriterien ausgerichtet sind.
Schließlich besprechen wir institutionelle Fragen der Um-
setzung und Ausgestaltung.

3 Externe Kosten undmögliche
Lenkungssteuern im Bereich
Umwelt und Gesundheit

Grundlage für Lenkungssteuern sind die externen Kos-
ten umwelt- und gesundheitsschädlicher Aktivitäten. Wir
geben im Folgenden einige Beispiele für externe Kosten

in den Bereichen Umwelt und Gesundheit, da diese
eng miteinander verknüpft sind: Umweltprobleme wie
Luftverschmutzung verursachen oft gesundheitliche Schä-
den, und der Konsum von Fleisch ist mit negativen Fol-
gen sowohl für die Umwelt als auch für die Gesundheit
verbunden. Die hier angestellten Überlegungen lassen
sich allerdings auch auf andere Bereiche übertragen, in
denen externe Effekte eine wichtige Rolle spielen (zum
Beispiel in der Finanzindustrie, in Bildung und Forschung
oder im Bereich der Digitalisierung).12

Tabelle 1 erläutert beispielhaft eine Auswahl an Um-
welt- und Gesundheitsbereichen, in denen externe Kosten
anfallen. Es sind jeweils die wesentlichen Ursachen, Wir-
kungen und Möglichkeiten zur Bepreisung dargestellt. Bei
der Auswahl der verschiedenen externen Kosten berück-
sichtigen wir begutachtete Artikel in qualitativ hochwer-
tigen Fachzeitschriften sowie Kostenberechnungen in
offiziellen Regierungsberichten. Die aufgezeigten Pro-
blemfelder sind engmit politischen und gesellschaftlichen
Zielen verbunden, wie sie in der deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie, den Sustainable Development Goals der
Vereinten Nationen, dem Pariser Klimaabkommen und
dem European Green Deal formuliert sind.

Zur Berechnung der gesellschaftlichen Kosten in
Deutschland verwenden wir teilweise, aufgrund der Studi-
enlage, die Durchschnittskosten der jeweiligen Externali-
tät (zum Beispiel eines Kilogramm Fleischkonsums oder
einer Tonne Stickstoff). Wie bereits dargestellt, ist diese
Vorgehensweise nur dann exakt, wenn ein linearer Zusam-
menhang zwischen der Emission beziehungsweise Aktivi-
tät und dem verursachten Schadensumfang besteht. Die
betrachteten Durchschnittskosten vernachlässigen zudem
die räumliche Variabilität von externen Kosten: So ist bei-
spielsweise eine zusätzliche Tonne Stickstoffeintrag in be-
reits stark belasteten Regionen mit höheren Kosten ver-
bunden als in weniger stark belasteten Gegenden (SRU
2015). Ähnliches gilt für die Luftverschmutzung oder die
Übernutzung von Infrastruktur, wo neben der räumlichen
auch noch eine zeitliche Komponente hinzukommt (Knit-
tel und Sandler 2018).

12 Lockwood, Nathanson und Weyl (2017) untersuchen die externen
Kosten beziehungsweise den externen Nutzen bestimmter Berufs-
gruppen (wie Finanzinvestoren, Rechtsanwälte, Lehrkräfte und For-
schende) für die Vereinigten Staaten und leiten daraus Einkommen-
steuern und -subventionen ab, in denen die jeweiligen externen
Effekte berücksichtigt sind.
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Tabelle 1: Überblick über eine Auswahl externer Effekte, deren Auswirkungen sowiemögliche Lenkungssteuern und -abgaben

Problembereich Ursache Auswirkungen und Schäden
(externe Effekte)

Mögliche Steuern beziehungsweise
Preisinstrumente

Antibiotikaeinsatz Antibiotika werden zur
Infektionsbehandlung eingesetzt.
In der Tiermast haben sie
leistungssteigerndeWirkung.

Die Verwendung von Antibiotika trägt
zur Entwicklung von Antibiotika-
Resistenzen bei, die nicht nur andere
Tierbestände, sondern insbesondere
Mensch betreffen. Infektionenmit
resistenten Bakterien sind dann nicht
mehr durch bereits vorhandene
Antibiotika behandelbar.

– Steuer auf Antibiotikaverwendung,
insbesondere in der Tiermast

Flächenverbrauch Verkehrsinfrastruktur, Siedlungs-,
Gewerbe-, Erholungs- und
Agrarflächen.

Verringerung und Fragmentierung der
Lebensräume von Tieren und Pflanzen;
Anstauung/Umlenkung vonWasser-
abflüssen und Bodenerosion durch
Versiegelung; Verringerung von
Erholungsflächen.

– Bodensteuern

Pragmatischer Einstieg:
– Bodenumwandlungssteuer
– Flächenzertifikatehandel

(UBA 2019)

Gesundheitsschädlicher
Konsum

Übermäßiger Konsumbestimmter
Genuss- und Lebensmittel (zum
Beispiel Alkohol, Tabak, Zucker,
Fleisch, Fette) wirkt sich negativ
auf die Gesundheit aus.

Die anfallenden Behandlungskosten
und Produktivitätsausfälle werden
über die Sozialversicherungen und
das Steuersystem sozialisiert.

– Erhöhung und Anpassung von
Alkohol- und Tabaksteuern an
Gesundheitskosten

– Einführung von Steuern auf Zucker,
(verarbeitetes) Fleisch und Fette
anhand der Gesundheitskosten

Pragmatischer Einstieg:
– Zuckersteuer auf gesüßte Produkte

(gesüßte Getränke, Fast Food,
verarbeitete Lebensmittel und
Fertiggerichte)

Gewässereutrophierung
durch Stickstoff- und
Phosphoreintrag

Verwendung von Kunstdünger (bei
Stickstoff auch bei der Ausbringung
von Gülle beziehungsweiseWirt-
schaftsdünger) in der Landwirt-
schaft; Abwasser aus Kläranlagen.

Der Eintrag ins Grundwasser muss
wegen gesundheitlicher Gefährdung
durch Beimischung von unbelastetem
Trinkwasser ausgeglichen werden.
In Oberflächengewässern führen
Stickstoff und Phosphor zur Nähr-
stoffanreicherung (Eutrophierung),
Zerstörung von Ökosystemen und
Rückgang der Artenvielfalt; in großen
Gewässern (zum Beispiel der Ostsee)
kommt es zu Algenblüten und Fisch-
sterben durch Sauerstoffmangel.

– Stickstoffüberschussabgabe
– Phosphorüberschussabgabe

Klimawandel Treibhausgasemissionen (THG)
sind Nebenprodukt aus der Ver-
brennung fossiler Energieträger
oder der Landnutzung sowie
landwirtschaftlichen und indus-
triellen Prozesse, die unter
anderem CO2, Methan und Lach-
gas freisetzen.

Globale Erwärmung (um bis zu 5 Grad
Celsius bis 2100 relativ zur Temperatur
vor der Industrialisierung), Meeres-
spiegelanstieg (um bis zu 100 cm bis
2100), Versauerung der Ozeane,
Reduktion der landwirtschaftlichen
Erträge, Verknappung vonWasser
und Land, vermehrtes Artensterben,
Ausbreitung von (Infektions-)Krank-
heiten, extremeWetterereignisse,
wirtschaftliche Schäden und
Produktionseinbußen (IPCC 2014).

– Einführung beziehungsweise
Anhebung derMindestpreise im
EU-ETS und im nEHS 

– Einführung umfassender CO2-Be-
preisung beziehungsweise THG-
Bepreisung in der Landwirtschaft
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Die Pigou-Steuer entspricht den gegebenenfalls räum-
lich und zeitlich differenzierten Grenzkosten im sozialen
Optimum. So spiegelt sie die externen Kosten einer zusätz-
lichen Verschmutzung an jedem Ort und zu jeder Zeit
wider und ermöglicht damit optimale Verhaltensanpas-
sungen. Weil eine derartige Ausdifferenzierung in der Pra-
xis aufgrund der Informationsanforderungen sehr schwie-
rig sein könnte, sind in einigen Fällen pragmatische
Vereinfachungen in Form von Lenkungssteuern sinnvoll,
die sich an Gesamtkosten orientieren und einfache Diffe-
renzierungen enthalten (zum Beispiel eine City-Maut zur
Drosselung der Luftverschmutzung).

Abbildung 3 zeigt die externen Kosten aus den in Ta-
belle 1 dargestelltenBereichen (Kategorien) und stellt diese
den bereits existierenden Einnahmen aus Lenkungs- und
Verbrauchsteuern sowie Abgaben gegenüber. Insgesamt
beläuft sich die Summe der externen Kosten aus allen Be-
reichen in Deutschland auf einen Betrag zwischen 455 und
671 Milliarden Euro im Jahr und damit auf eine Größen-
ordnungvon 13bis 19Prozent desBruttoinlandsprodukts.

Die Nummern in der Abbildung beziehen sich dabei
auf die jeweiligen Studien und Daten, die wir als Grund-
lage für unsere Schätzungen verwendet haben. Diese
sind in Tabelle 2 detailliert aufgeschlüsselt. Die genutz-

Problembereich Ursache Auswirkungen und Schäden
(externe Effekte)

Mögliche Steuern beziehungsweise
Preisinstrumente

Lokale Luftver-
schmutzung

Energiewirtschaft, industrielle und
landwirtschaftliche Produktion
sowie Verkehr emittieren Feinstaub
oder dessen Vorläufersubstanzen;
Stickoxide und flüchtige organische
Verbindungen verursachen
bodennahes Ozon.

Feinstaub und bodennahes Ozon
verursachen Erkrankungen der Atem-
wege, des Herz-Kreislauf- und des
Nervensystems; das führt zu vorzei-
tigen Todesfällen, Produktivitäts-
verlusten und Kosten für das
Gesundheitssystem.

– Regional und zeitlich differenzierte
Mautgebühren, abhängig von
Schadstoffklasse des Fahrzeugs

– Abgaben für Feinstaub, Schwefel-
dioxid, organische chemische
Verbindungen etc., die in der
Energiewirtschaft und Industrie
entstehen, differenziert nach
Schadstofftyp, Siedlungsdichte,
Hintergrundbelastung

Pragmatischer Einstieg:
– City-Maut gegen die Belastung von

Städten

Nutzung der
Verkehrsinfrastruktur

Kosten der Bereitstellung und
Wartung von Verkehrsinfrastruktur;
Nutzung geht mit Staus, Unfällen
und Lärmbelastung einher.

Staus verursachen Zeitkosten und
Produktivitätsverluste; Verkehrslärm
verursacht Kosten für das Gesund-
heitssystem und Produktivitäts-
verluste; Unfälle verursachen
menschliches Leid, medizinische
Kosten, Behandlungskosten,
Arbeitsausfälle, Staus und Ver-
waltungskosten, die nur teilweise von
Versicherungen abgedeckt werden.

– Differenzierte Mautsysteme

Pragmatischer Einstieg:
– Ausweitung der LKW-Maut für Fern-

straßen auf alle Kraftfahrzeuge
– City-Maut gegen die Verstopfung

von Städten

Pestizideinsatz Pestizide töten unerwünschte
Pflanzen, Pilze und Tiere ab.

Die Verwendung von Pestiziden ist
auch für Nicht-Zielorganismen
schädlich. Dadurch reduzieren sie die
Biodiversität. Pestizide können zudem
auch für denMenschen gesundheits-
schädlich sein.

– Einführung von Steuern auf
Pestizideinsatz

Plastikmüll Plastik ist in vielen Gütern
verarbeitet (zumBeispiel in
Verpackungen und Bekleidung,
aber auch in produzierenden
Maschinen oder als Form von
Mikroplastik in Kosmetika).

Aufgrund der langen Abbauzeit reichert
sich Plastik in denMeeren, aber auch
in Böden und über die Nahrungsketten
auch in Tieren und immenschlichen
Körper an. Folgen sind: Rückgang der
Biodiversität, Schäden in Fischerei und
Tourismusbranche, Gesundheitskos-
ten.

– Pfandsysteme
– Plastiksteuern (abhängig von

Abbaugeschwindigkeit des Plastik-
produktes)

Quelle: Eigene Zusammenstellung

Tabelle 1: (fortgesetzt)
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ten Primärquellen sind zu einem gewissen Maß in mehre-
ren Dimensionen heterogen: Erstens sind in einigen Stu-
dien aggregierte Kosten berechnet, während in anderen
die Kosten pro emittierte oder verwendete Einheit ange-
geben werden. Zweitens handelt es sich – sofern die
Kosten pro Einheit angegeben werden – in der Regel um
Durchschnittskosten, in seltenen Fällen aber um Grenz-
kosten. Ein weiterer Unterschied liegt drittens im regio-
nalen Bezug der einzelnen Publikationen: Einige Studien
weisen Kostensätze für bestimmte Weltregionen aus, an-
dere geben sie explizit für Deutschland an. Wenn in den
genutzten Quellen keine Angaben zu den aggregierten
Kosten in Deutschland vorlagen, haben wir diese durch
Multiplikation der ausgewiesenen Kosten pro Einheit mit
den für Deutschland relevanten Mengen ermittelt. Ange-
sichts der Heterogenität und der vorhandenen Unsicher-
heiten bei den genutzten Quantifizierungen (im Detail

erläutert im Appendix) sind die in Abbildung 3 und
Tabelle 2 angegebenen externen Kosten als Richtwerte zu
verstehen.13 Die größten Kostenblöcke fallen in den Berei-
chen Klima, Verkehr und Gesundheit an. Allerdings gibt
es in einigen Bereichen bisher nur partielle, aber keine
umfassenden Abschätzungen zu den externen Kosten
(zum Beispiel im Zusammenhang mit dem Pestizideinsatz
oder dem Plastikeintrag in die Umwelt). In diesen Berei-
chen ist tendenziell von noch höheren Kosten auszuge-
hen.

Abbildung 3:Geschätzte externe Kosten
Anmerkungen: Die Balken zeigen die Höhe derminimal undmaximal geschätzten externen Kosten (gelb und rot), basierend auf verschiedenen
Primärstudien (umkreiste Nummern) im Vergleich zu Einnahmen aus bestehenden Steuern und Abgaben (blau). Vergleiche Tabelle 2 für
detaillierte Werte. Die Schadenskategorien sind in zwei Blöcke aufgeteilt. Der obere Block „Gesamtstudien“ bezieht sich auf Kategorien, in
denen die verwendeten Einzelstudien den Gesamtschaden durch die jeweilige Externalität schätzen. Der untere Block „Additive Studien“
umfasst Kategorien, in denen individuelle Studien nur Teilschäden der Externalität beziffern, sodass der Gesamtschaden über eine Addition
ermittelt wird. Beispiel: Die Gesamtkosten gesundheitsschädlichen Konsums setzen sich aus den Studien 6, 7, 8 und 9 zusammen, wobei
„6-/+“ dieminimale/maximale Abschätzung der gleichen Unterkategorie (Zucker) darstellen. Tabelle 2 bietet eine Übersicht zu den für jede
Kategorie berücksichtigten Teilschäden. Die externen Kosten beziehen sich auf Gesamtschäden, die durch Emissionen undwirtschaftliche
Aktivitäten in Deutschland verursacht werden. Das schließt auch Schäden ein, die in anderen Ländern entstehen. Die externen Kosten des
Einsatzes von Antibiotika umfassen sowohl die Tiermast als auch den Einsatz amMenschen, da die Datenlage keine klare Differenzierung
zulässt. Ein mit Stern (*) markierter Problembereich (zumBeispiel Antibiotikaeinsatz*) weist auf hohe Unsicherheit aufgrundmethodischer
Schwierigkeiten oder einer geringen Studienanzahl hin. In einigen Bereichen könnten noch deutlich höhere Kosten ermittelt werden, wenn
weitere Schadenswirkungen quantifiziert werden (weißer Balkenmit gestrichelter Kontur).
Quelle: Eigene Darstellung

13 Im Anhang geben wir für alle neun Problembereiche einen struk-
turierten Überblick, beschreiben kurz die jeweiligen Auswirkungen
und Schäden und erläutern dann detailliert die Grundlagen und Ver-
fahren der von uns vorgenommenen Quantifizierungen. Die Berech-
nungen, Daten und Quellen stehen zudem in einem Online-Appendix
zum Download bereit (Roolfs et al. 2021b).
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Tabelle 2: Detaillierte Auflistung der in Abbildung 3 verwendeten Primärstudien

Kategorie Unterkategorie Quelle Euro
Milliarden

Nummer
in Abb. 3

Antibiotikaeinsatz   Jonas et al. 2017 27,72 1-

G
esam

tstudien

Jonas et al. 2017 107,42 1+

Klimawandel   NASEM 2017; UBA 2021 58,37 2-

Kalkuhl undWenz 2020; M: UBA 2021c 128,76 2+

Lokale Luftverschmutzung   UBA 2020 b; M: UBA 2021b 65,24 3-

  UBA 2020 b; M: UBA 2021 b; EC 2019a 68,33 3+

Flächenverbrauch Grünlandumbruch Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2016; Destatis 2020 0,21 4-

A
dditive

S
tudien

Grünlandumbruch Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2016; Destatis 2020 1,46 4+

Verkehr EC 2019 9,02 5

Gesundheit Zucker Allcott et al. 2019; M: BMEL 2021 3,51 6-

Zucker Meier et al. 2015 9,90 6+

Fleisch Springmann et al. 2018 9,95 7

Alkohol Effertz et al. 2017 41,37 8

Tabak Effertz 2019 99,12 9

Gewässereutrophierung Stickstoff Van Grinsven et al. 2013; M: UBA 2021a 2,98 10-

Stickstoff UBA 2020 b; M: UBA 2021a 9,95 10+

Phosphor UBA 2020 b; M: UBA 2021a 3,38 11

Pestizideinsatz Biodiversität Leach undMumford 2008 0,01 12-

Biodiversität BCG 2019 23,95 12+

Gesundheit Leach undMumford 2008 0,03 13

Monitoring UBA 2017 0,60 14-

Monitoring UBA 2017 0,80 14+

Plastikmüll Marines Plastik Inland Beaumont et al. 2019; M: Jambeck et al. 2015 0,12 15-

Marines Plastik Inland Beaumont et al. 2019; M: Jambeck et al. 2015 1,20 15+

Littering VKU 2019 0,28 16

Marines Plastik Export Beaumont et al. 2019; M: Plastikatlas 2019 2,56 17-

Marines Plastik Export Beaumont et al. 2019; M: Plastikatlas 2019 25,64 17+

Verkehr Lärm EC 2019a 7,47 18

Stau EC 2019a 8,10 19

Infrastruktur EC 2019b 34,60 20

Unfälle EC 2019a 79,75 21

Existente Steuer Alkoholsteuern Destatis 2021 3,14 -

Tabaksteuer Destatis 2021 14,26 -

EU-ETS DEHSt 2019 3,16 -

Stromsteuer Destatis 2021 6,69 -

KFZ-Steuer Destatis 2021 9,37 -

Energiesteuer Destatis 2021 40,68 -

LKW-Maut BMF 2021 7,47 -

EU-Plastiksteuer Bundestag 2020a 1,40 -

Nationale CO2-Steuer BMF 2021 7,40 -

Anmerkungen: Die Spalte „Quelle“ gibt die zugrundeliegende Referenz an, mithilfe derer die jeweiligen externen Kosten ermittelt wurden.
Wenn nicht in der Studie selbst berechnet, haben wir die Kosten aus der Studiemittels der Mengen der Verbrauchs-, Produktions- oder
Emissionsdaten auf Deutschland übertragen (gekennzeichnet mit „M:“). EinMinus oder Plus (-/+) hinter der Nummer (zum Beispiel „1-“ oder
„1+“) bedeutet, dass dies dieminimale oder die weitere, höhere Kostenschätzung ist. Weitere Studien und Details zur Berechnung sind im
Anhang dokumentiert. Die Datenbasis und die Berechnung der externen Kosten sind zudemonline verfügbar unter http://doi.org/10.5281/
zenodo.4730277, vgl. Roolfs et al. 2021b.
Quelle: Eigene Zusammenstellung
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Die gegenwärtigen Gesamteinnahmen durch CO2-Beprei-
sung, LKW-Maut, Energiesteuern und sonstige Ver-
brauchssteuern in Deutschland betragen demgegenüber
107 Milliarden Euro und decken damit weniger als ein
Viertel der externen Kosten. Lenkungssteuern und -abga-
ben belaufen sich derzeit auf etwa 13 Prozent der gesamten
Einnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden. Eine kon-
sequente Bepreisung externer Kosten anhand aktueller
Durchschnittskosten würde unter Vernachlässigung der
Lenkungswirkung kurzfristig 348 bis 564 Milliarden Euro
anMehreinnahmenmobilisieren. Dies entspricht zwischen
44 und 71 Prozent der gesamten Steuereinnahmen und
übersteigt die gesamten Einnahmen aus Lohnsteuern und
veranlagter Einkommensteuer (siehe Abbildung 4). Aller-
dings ist mittelfristig von sinkenden Einnahmen auszuge-
hen, weil sich die Steuerbasis (das Ausmaß der Umwelt-
verschmutzung und anderer Externalitäten) infolge der
Lenkungswirkung verringert.

Während in einigen Bereichen überhaupt keine Len-
kungssteuern vorhanden sind (Luftverschmutzung, Über-
düngung/Stickstoff), sind in anderen Bereichen die beste-
henden Steuern nicht sehr zielgenau (wie zum Beispiel die

Stromsteuer). Eine gezielte Ausrichtung von Umwelts-
teuern an den tatsächlichen umweltrelevanten Emissio-
nen oder Aktivitäten würde die Lenkungswirkung ver-
stärken.

4 Prioritäre Handlungsfelder für die
Energiewende

Im Kontext der Energiewende ergeben sich vier konkrete
Handlungsfelder, in denen die Einführung oder Anpas-
sung von Steuern und Abgaben nach dem Prinzip der
externen Kosten besonders relevant ist. Diese werden im
Folgenden dargestellt.

4.1 CO2-Preise an externen Kosten
ausrichten

Basierend auf den wirtschaftlichen Schäden bisheriger
Temperaturschwankungen quantifizieren Kalkuhl und

Abbildung 4: Einnahmen inMilliarden Euro
Anmerkung: Zusammensetzung derzeitiger Gesamteinnahmen aus Lenkungssteuern und -abgaben (LKW-Maut, CO2-Bepreisung im EU-ETS und
nEHS) sowie mögliches Potenzial zusätzlicher Einnahmen durch vollständige Bepreisung externer Kosten basierend auf Abbildung 3. Der Fall
„niedrige externe Kosten“ (dunkelgrüner Balken) entspricht der Differenz zwischen bereits bestehenden Steuern beziehungsweise Abgaben
und der Summe derminimal geschätzten externen Kosten aus Abbildung 3. Der hellgrüne Balken stellt Mehreinnahmen durch die Summierung
der weiteren, höheren Kostenschätzung aus Abbildung 3 dar. Einnahmen des nEHS sind prognostizierte Werte für 2021.
Quelle: Eigene Darstellung
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Wenz (2020) die externen Kosten einer Tonne CO2 für das
Jahr 2020 mit 80 bis 150 Euro. Obwohl diese Zahl nur einen
Teil der Klimaschäden abbildet,14 ist sie mitunter deutlich
höher als die aktuellen Preise im europäischen (EU-ETS)
und im nationalen Emissionshandelssystem (nEHS) (siehe
Abbildung 5). Um diese Diskrepanz zu verringern, könnte
man die Menge der Zertifikate im EU-ETS reduzieren sowie
zur Absicherung entsprechende Mindestpreise einführen.
Der Zertifikatepreis würde so die externen Kosten des Kli-
mawandels stärker widerspiegeln. Darüber hinaus könn-
ten der anfänglich im nEHS festgelegte nationale CO2-
Preispfad und später der Mindestpreis-Pfad erhöht oder
die bestehenden fossilen Energiesteuern entsprechend an-
gehoben werden. Dabei sollte sich auch die Verschärfung
der europäischen Minderungsziele im Rahmen des EU
Green Deals in einer weiteren Verknappung von Zertifika-
ten und damit steigenden CO2-Preisen niederschlagen.
Wenn das nEHS durch ein neu zu schaffendes, zwei-
tes europäisches Emissionshandelssystem für den Wär-
me- und Verkehrssektor abgelöst würde (EC 2021 sowie

Edenhofer et al. 2021c), könnten sich auch hier Zertifikate-
menge und Mindestpreise an den externen Kosten orien-
tieren. Zudem können Importgüter, die keinem CO2-Preis
unterliegen, mittels eines CO2-Grenzsteuerausgleichs (Kli-
mazoll) an den externen Kosten ausgerichtet werden (Fahl
et al. 2021). Auch kann man die Höhe von nationalen CO2-
Preisen und Importzöllen strategisch vom Pigou-Prinzip
(Grenzschäden) lösen, um die internationale Koordina-
tion zu erhöhen und ein Trittbrettfahrerverhalten zu re-
duzieren (siehe Cramton et al. 2017 sowie Schmidt und
Ockenfels 2021).

4.2 Bepreisung von Treibhausgasen und
externen Effekten in der Landwirtschaft
und im Landnutzungssektor

Eine umfassende CO2-Bepreisung müsste die Summe aus
positiven wie negativen Emissionen abdecken, das heißt
sowohl in die Atmosphäre abgegebene als auch aus der
Atmosphäre entnommene und dauerhaft gebundene Emis-
sionen. Diese so genannten Bruttoemissionen aus Land-
wirtschaft und Landnutzung machen in Deutschland ein
Fünftel der gesamten Treibhausgasemissionen aus (siehe
auch Abbildung 6). Die Bruttoemissionsflüsse in der Land-

Abbildung 5: Kosten pro Tonne CO2 in Euro
Anmerkungen: Aktuelle beziehungsweise erwartete CO2-Preise und exemplarisch externe Kosten einer Tonne CO2.
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Kalkuhl undWenz 2020. Die Preise im EU-ETS für 2025 sind den entsprechenden Termingeschäften
(Future contracts) entnommen (Stand: Mitte März 2022). Der Preis im EU-ETS für 2021 entspricht demDurchschnittspreis für das Jahr 2021

14 Vernachlässigte Schäden sind beispielsweise Schäden durchMee-
resspiegelanstieg, Extremwetterereignisse, Verlust von Biodiversität
oder Gesundheits- und Mortalitätsfolgen, die aufgrund methodischer
Aspekte in der Schadensberechnung nicht erfasst werden konnten.

Reformoptionen für ein nachhaltiges Steuer- und Abgabensystem 177



wirtschaft und der Landnutzung in Deutschland addieren
sich auf ein Fünftel der gesamten deutschen Treibhausgas-
emissionen (siehe auch Abbildung 6). Dieser Anteil wird
weiter steigen, weil infolge fehlender effektiver Min-
derungsmaßnahmen in der Landwirtschaft hier mit gerin-
gen Rückgängen der Emissionen im Vergleich zu anderen
Sektoren zu rechnen ist (UBA 2020a).

Viele landwirtschaftliche Umweltprobleme sind mit
dem Klimaproblem verknüpft (siehe Tabelle 1) und könn-
ten durch eine angemessene Bepreisung bekämpft wer-
den. Eine konsequente Bepreisung von Treibhausgasemis-
sionen verteuerte zum Beispiel Milch und Fleischprodukte
und führte damit zu einem Produktionsrückgang beson-
ders klimaschädlicher Produkte (Isermeyer et al. 2019).
Gleichzeitig würde eine THG-Bepreisung in der Landwirt-
schaft auch den Stickstoffeintrag durch Futtermittelanbau
und Tierhaltung beeinflussen, der infolge der Nachfrage-
reduktion sänke. Allerdings könnte er aufgrund von
Substitutionseffekten wie einem vermehrten Schweine-
fleischkonsum (wegen der besseren CO2-Bilanz gegenüber
Rindfleisch) auch zunehmen. Weitere Umweltprobleme in
der Landwirtschaft entstehen durch Pestizid- und Antibio-
tikaeinsatz und Flächenverbrauch. Eine konsequent an
externen Effekten ausgerichtete Bepreisung würde da-
gegen „systemische“ Anreize setzen und positive wie ne-
gativeWechselwirkungen einbeziehen.

Die Auswahl der Mittel für eine konsequente Beprei-
sung der Emission von Treibhausgasen wie auch anderer
Verursacher externer Effekte darf sich jedoch nicht nur auf
Steuern und Abgaben beschränken, sondern sie sollte zu-
sätzlich umweltförderliche Prozesse (positive externe Ef-
fekte) nach dem gleichen Maßstab fördern. Dies betrifft
zum Beispiel die CO2-Entnahme aus der Atmosphäre durch
Waldnutzung und Aufforstung. In Zukunft könnten auf-
grund des hohen Bedarfs an Kohlenstoffentnahme aus der
Atmosphäre zur Erreichung von Klimaneutralität auch
Verfahren zum Bodenkohlenstoffaufbau (Agroforstsyste-
me, Fruchtfolgen) und zur Abscheidung von CO2 aus Bio-
energie (BECCS) großflächig zum Einsatz kommen. Die
hohe Nachfrage nach Bioenergie führt jedoch zu einem
erheblichen Flächenverbrauch (von bis zu 25 Prozent der
Agrarfläche Deutschlands, siehe Edenhofer et al. 2021a)
und könnte auch Biodiversität sowie Nährstoff- und Pesti-
zideinträge beeinflussen. Alle diese Effekte können und
müssen mit zusätzlichen Instrumenten oder einer an den
externen Kosten ausgerichteten Bepreisung berücksichtigt
werden. Auf diese Weise würde kein Ziel auf Kosten eines
anderen verfolgt und gleichzeitig ließe sich eine optimale
Aufteilung der Kosten erreichen.

In der Landwirtschaft ist die Messung und Verifizie-
rung von abgegebenen oder entnommenen Emissionen
derzeit noch eine große Herausforderung. So muss bei der
CO2-Entnahme auch die Permanenz richtig erfasst und

Abbildung 6: Emissionen inMillionen Tonnen CO2-äquivalent
Anmerkung: Treibhausgasemissionen und Potenziale zur CO2-Entnahme (grüne Balken) in Megatonnen CO2 pro Jahr in Deutschland. Das
englische AkronymBECCS steht für Bioenergiemit Kohlenstoffabscheidung und -speicherung.
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf UBA 2022a, 2022b (Emissionen 2018) sowie Edenhofer et al. 2021a (CO2-Speicherpotenzial)
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berücksichtigt werden. Hier gibt es bereits einige Ansätze
(Stoffstrombilanzen, Kohlenstoffbilanzen, Bodenkohlen-
stoffkataster – siehe Isermeyer et al. 2019), über die eine
Bepreisung eingeführt werden kann. Allerdings fallen für
die bestehenden Messmethoden oft auch signifikante Kos-
ten an, die gegebenenfalls erst mithilfe neuartiger Mess-
und Berechnungsverfahren (zum Beispiel durch satelliten-
gestützte Fernerkundung oder mit einer forcierten Digitali-
sierung der Landwirtschaft) deutlich gesenkt werden kön-
nen. Ein pragmatischer erster Schritt in eine umfassende
THG-Bepreisung könnte deshalb die Besteuerung von End-
produkten anhand pauschalierter Umweltwirkungen sein
(Isermeyer et al. 2019), auch wenn sich hierbei die Len-
kungswirkung zunächst vor allem auf den Konsum be-
stimmter Produkte beschränken würde und noch nicht auf
die Produktionsprozesse selbst Einfluss nähme.

4.3 Sektorenkopplung und Strompreise

Haushaltskunden in Deutschland zahlen für Abgaben und
Steuern auf Strom etwa doppelt so viel wie im europäi-
schen Durchschnitt (Eurostat 2021). Dies liegt insbesonde-
re an Stromsteuer, Netzentgelten sowie der EEG-Umlage.
Stromsteuer und EEG-Umlage sind hauptsächlich umwelt-
und klimapolitisch motiviert: Die EEG-Umlage sollte Inno-
vationen und Marktreife der erneuerbaren Energien beför-
dern; Stromsteuer und EEG-Umlage geben wiederum
durch höhere Preise auch Anreize für eine Reduktion des
Stromverbrauchs. Allerdings stellt der Stromverbrauch an
sich noch kein Umweltproblem dar. Mit der Stromproduk-
tion verbundene Umweltwirkungen wie CO2-Emissionen,
Luftverschmutzung oder Flächenverbrauch würden je-
doch durch zielgenaue Preisinstrumente wesentlich besser
und vor allem kostengünstiger vermieden.

In einem zunehmend dekarbonisierten Stromsektor
stellen die hohen Steuern und Abgaben jedoch ein Hinder-
nis für die Energiewende dar. Denn die Dekarbonisierung
der Stromversorgung ist deutlich rascher und günstiger in
die Praxis umsetzbar als der Einsatz CO2-freier Brennstoffe.
Die Elektrifizierung bisher nicht-elektrischer, fossiler Ener-
giebedarfe – zum Beispiel durch den Einsatz batterieelek-
trischer Fahrzeuge im Verkehr oder elektrisch betriebener
Wärmepumpen imWärmebereich – ermöglicht daher kos-
tengünstige CO2-Einsparungen. Eine Senkung von EEG-
Umlage und Stromsteuer könnte zum Beispiel strombetrie-
bene PKW auch ohne Subventionen deutlich wettbewerbs-
fähiger machen; ähnliches gilt für Wärmepumpen imWär-
mebereich (Maurer et al. 2020).

Eine Senkung von Stromsteuer und EEG-Umlage wür-
de also die Dekarbonisierung anderer Sektoren erheblich

beschleunigen, die ausfallenden Einnahmen müssen je-
doch ersetzt werden. Dies kann durch Zuschüsse aus dem
Haushalt, dem Energie- und Klimafonds (der durch auf
Deutschland entfallende Auktionserlöse im EU-ETS finan-
ziert wird) oder durch eine Steuer oder Abgabe auf andere
Energieträger erfolgen. Aus klimapolitischer Sicht würde
eine Anpassung des nationalen CO2-Preises, des Preises im
EU-ETS oder eine am CO2-Gehalt orientierte Energiesteuer
größtmögliche Lenkungswirkung entfalten (siehe Maurer
et al. 2020 und George et al. 2020 für verschiedene Reform-
optionen).15

Hohe Strompreise und die EEG-Umlage belasten gera-
de einkommensschwache Haushalte überproportional
(Bach et al. 2017, 2018, 2019, Edenhofer et al. 2019, Frondel
et al. 2017 sowie Nikodinoska und Schröder 2016), weshalb
bei einer Reform der Strompreiskomponenten auch vertei-
lungspolitische Effekte höchst relevant sind. Eine Refinan-
zierung aus den Einnahmen bereits bestehender CO2-Prei-
se oder dem allgemeinen Steuerhaushalt böte daher nicht
nur Effizienzgewinne, sondern käme besonders den Haus-
halten mit geringerem Einkommen zugute. Die Abschaf-
fung der EEG-Umlage im Speziellen wurde zudem bereits
für den 1. Juli 2022 beschlossen.

4.4 Energiesteuern undMautsysteme

Der Verkehr verursacht über die CO2-Emissionen hinaus
erhebliche externe Kosten in anderen Bereichen, die mit
den bisherigen Energiesteuersätzen nicht zielgenau be-
preist werden (siehe Abbildung 3): Die externen Kosten
durch Infrastrukturnutzung, Stau, Lärm, Feinstaub oder
Unfälle werden teilweise auch von Fahrzeugen mit gerin-
gem Kraftstoffverbrauch sowie von Elektrofahrzeugen ver-
ursacht und können zudem abhängig von Ort (Stadt versus
Land) und Zeit (Stoßzeiten versusWochenende) sein (Den-
der 2019). Selbst bei einer deutlichen Anhebung der CO2-

15 Über die Abschaffung der Stromsteuer und der EEG-Umlage hi-
naus würde auch die Umlage der Netzentgelte auf (monatliche)
Grundpreise das Prinzip der Verursachergerechtigkeit stärken und
weitere Anreize zur Sektorkopplung und zum Einsatz von Speicher-
technologien setzen. Der wesentliche Kostenfaktor der Stromnetze ist
vor allem die gesamte Netzkapazität beziehungsweise der Gleichzei-
tigkeitsfaktor der gesamten angeschlossenen Leistung [W] und nicht
die entnommene Energiemenge [Wh], wie sie derzeit verbrauchsbezo-
gen insbesondere für kleine Verbraucher abgerechnet wird. Daher
würde eine verursachergerechte (kostenreflexive) Bepreisung der
Netzkosten einer verbrauchsunabhängigen, aber leistungsabhängi-
gen Grundgebühr entsprechen.
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Preise würden die externen Kosten im Verkehr deshalb
noch unzureichend bepreist.

Durch Ausweitung und Einführung von Mautsyste-
men könnten Gebühren verursachergerecht entsprechend
der Infrastrukturnutzung und der externen Kosten (durch
Staus und Verstopfung, Luftverschmutzung oder Lärm)
erhoben werden. Weil stark ausdifferenzierte Mautsyste-
me jedoch gerade für Land- und Kommunalstraßen mit
hohen Verwaltungskosten einhergehen, sind folgende
pragmatische Einstiegsoptionen denkbar: (1) Ausweitung
der LKW-Maut, die für Autobahnen und (teilweise) Bun-
desstraßen erhoben wird, auf alle Kraftfahrzeuge ein-
schließlich PKWs; (2) Einführung einer Infrastrukturkom-
ponente in der KFZ-Steuer, mit der die (regionalen)
Infrastrukturkosten abgedeckt werden (UBA 2020c, S. 17);
(3) Einführung von City-Mautsystemen, um Luftver-
schmutzung und Staus in Städten zu reduzieren (Anas und
Lindsey 2011). Während Mautsysteme in der Vergangen-
heit oft mit Verwaltungskosten im Bereich von 10 bis 40
Prozent der Einnahmen einhergingen, ist durch den Ein-
satz digitaler Mautsysteme und durch eine weitere Auswei-
tung und Harmonisierung von Mautsystemen künftig von
deutlich geringeren Kosten im Rahmen von 5 bis 10 Pro-
zent auszugehen (Dender 2019).

Neben umwelt- und verkehrspolitischen Erwägungen
ergibt sich zunehmend auch ein fiskalisches Argument zur
Einführung von Mautsystemen. Derzeit belaufen sich die
Einnahmen durch die Besteuerung von Kraftstoffen noch
auf rund 37 Milliarden Euro pro Jahr (Bräuninger und
Teuber 2017). Mit der zunehmenden Elektrifizierung des
Verkehrs fällt in den nächsten Jahrzehnten jedoch ein
Großteil dieser Energiesteuereinnahmen aufgrund der ver-
ringerten Steuerbasis bei fossilen Kraftstoffen weg. Eine
Umstellung auf Mautsysteme würde damit langfristig auch
eine technologieneutrale Finanzierung der Verkehrsinfra-
struktur ermöglichen, die das bestehende Energiesteuer-
system nicht erlaubt.

Die Einführung von Mautsystemen birgt allerdings
auch verteilungspolitische Herausforderungen. Mobili-
tätskosten machen für viele Haushalte einen erheblichen
Ausgabenanteil aus – das gilt insbesondere für Berufs-
pendlerinnen und -pendler sowie für Haushalte im ländli-
chen Raum (Bach, Kunert, Radke und Isaak 2019). Wenn
Mautsysteme das Verkehrsaufkommen begrenzen, pro-
fitieren davon zudem insbesondere wohlhabendere Haus-
halte, weil sie die sich daraus ergebende Zeitersparnis
höher bewerten (Arnott et al. 1994). Daher gilt auch bei
Mautsystemen, dass ein Teil der Einnahmen durch ent-
sprechend ausgestaltete Rückerstattungskanäle der Be-
völkerung wieder zugutekommen sollte (Small 1992). Dies
kann durch eine Verbesserung des öffentlichen Nahver-

kehrs (wie im Fall der Londoner City Maut; vergleiche
Leape 2006) oder durch die Senkung anderer Steuern
geschehen (Eliasson und Mattsson 2006).

Wenn CO2-Preise erhöht und Mautsysteme im Verkehr
eingeführt werden, wird die Bedeutung vonMineralölsteu-
ern sowohl mit Blick auf ihre umweltpolitische Lenkungs-
wirkung als auch hinsichtlich der Einnahmenerzielung
schwinden. Damit könnten sie – auch als Entlastungs-
maßnahme für Haushalte – erheblich reduziert oder gar
abgeschafft werden. Auf diese Weise käme es bei einem
Umstieg auf eine gezielte Bepreisung externer Kosten auch
zu einer Entlastung von Haushalten im ländlichen Raum,
weil die externen Kosten – und damit die Mautgebühren –
durch Staubildung und Luftverschmutzung in städtischen
Regionen höher als in ländlichen Regionen sind (Creutzig
et al. 2020).

Eine komplette Abschaffung der Energiesteuern und
eine Umstellung auf Mautgebühren und (hohe) CO2-Preise
könnte jedoch durch EU-rechtliche Beschränkungen er-
schwert sein. Aufgrund der bestehenden EU-Energiesteu-
errichtlinie herrschen in Europa einheitliche Mindeststeu-
ersätze für Kraftstoffe.16 Hinzu kommt, dass im Bereich des
EU-ETS komplexe Vorgaben für die Umsetzung bestehen,
die (fast) keine Spielräume für die Mitgliedstaaten vor-
sehen.17 Allerdings arbeitet die EU-Kommission derzeit an
einer umfassenden Reform sowohl des EU-ETS als auch
der Energiesteuerrichtlinie, in der Optionen zur Einfüh-
rung einer konsistenten europäischen CO2-Bepreisung in
den Bereichen Wärme und Verkehr erörtert werden. Erör-
tert werden eine Einbeziehung in den EU-ETS, die Schaf-
fung eines separaten ETS-II sowie eine Reform der Ener-
giesteuerrichtlinie. Diese Entwicklungen sollten für die
nationale Diskussion beobachtet und – nicht zuletzt auf-
grund sich dadurch ergebender kompetenzrechtlicher Fra-
gen – berücksichtigt werden.

5 Institutionelle Reformen und
Governance

Die erfolgreiche und umfassende Verwendung von am
Pigou-Prinzip orientierten Lenkungssteuern kann durch
institutionelle Faktoren und die Berücksichtigung be-

16 Diese belaufen sich auf 33 bis 36 ct/l Kraftstoff, siehe EC 2022.
17 Umfassend zu der Frage, welche Maßnahmen durch die Mitglied-
staaten im Bereich des Emissionshandels noch getroffen werden kön-
nen, vgl. beispielsweise Rodi und Stäsche 2015, S. 243 ff.
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stimmter Governance-Aspekte ermöglicht beziehungswei-
se erleichtert werden. Teilweise erschweren bestehende
gesetzliche Rahmenbedingungen bisher die Einführung
ökonomisch sinnvoller Lenkungssteuern und -abgaben.

5.1 Finanzverfassung

Die Finanzverfassung regelt, welche Steuern und Abga-
ben der Gesetzgeber einführen darf, wie die Einnahmen
zwischen Bund und Ländern aufgeteilt werden und wel-
che Ebene (Bund oder Land) die Gesetzgebungskom-
petenz hat. Ein grundsätzliches Problem der derzeitigen
deutschen Finanzverfassung ist, dass sie den Typus ei-
ner Pigou-Steuer (wie auch eine Umweltsteuer) nicht
kennt – sie ist nicht unter den Steuertypen in Art. 106
GG aufgeführt (Klinski 2017). Im Bereich der fossilen
Energieträger stellt das Fehlen dieses „Steuertypus“ kein
Problem dar: Da die Steuerlast hier auf die Konsumen-
tinnen überwälzt wird, kann eine am CO2-Gehalt der
Energieträger ausgerichtete Energiesteuer als Verbrauch-
steuer gelten (Büdenbender 2019 sowie Klinski und Kei-
meyer 2019).

Im Fall anderer Güter – insbesondere bei umwelt-
schädigenden Nebenprodukten und Stoffen, die im Pro-
duktionsprozess entstehen – können solche Verbrauch-
steuern jedoch nicht eingeführt werden. Dies betrifft zum
Beispiel Aktivitäten, die zu Feinstaub oder Ozon führen,
wie auch zahlreiche Prozesse in der Landwirtschaft, die
mit Emissionen oder Nährstoffeinträgen verbunden sind.
So kann eine Umweltsteuer auf Stickstoffüberschüsse
keinem der in Art. 106 GG aufgeführten Steuertypen zu-
geordnet werden. Eine Erweiterung des Art. 106 GG um
den Steuertypus einer Umwelt- oder Pigou-Steuer würde
damit Rechtssicherheit und eine klare Kompetenzzuord-
nung ermöglichen.

Anstelle von Umweltsteuern ließen sich prinzipiell
auch Umweltabgaben (in Form von Sonderabgaben) ein-
führen. Ähnlich wie im Fall der LKW-Maut könnte dabei
die Abgabenhöhe gemäß dem Ausmaß der externen Kos-
ten oder der intendierten Lenkungswirkung festgesetzt
und regelmäßig angepasst werden. Anders als im Fall
von Steuern müssen die Einnahmen aus Sonderabgaben
jedoch gruppennützig verwendet werden und den Belas-
teten wieder zugutekommen (Klinski 2017). Dies schließt
andere, möglicherweise sinnvollere Verwendungen der
Einnahmen aus. Darüber hinaus gibt es auch bei um-
weltbezogenen Abgaben einige Rechtsunsicherheiten,
weil diese den spezifischen Anforderungen an Sonder-
abgaben oder Vorteilsabschöpfungsabgaben entsprechen
müssen.

Neben juristischen Aspekten spielt jedoch auch die
Ausgestaltung der anfänglichen Preishöhe und ihrer spä-
teren Anpassungen im Zeitablauf eine wesentliche Rolle.
Die Festlegung von Steuersätzen ist Parlamenten vor-
behalten. Weil es sich bei Umweltsteuern oft um nominell
festgesetzte Mengensteuern (und nicht um Wertsteuern)
handelt, sinken inflationsbedingt die realen Steuersätze,
wenn die nominellen Steuersätze nicht stetig angepasst
werden. Auch sinkende Rohstoffpreise oder steigende Ein-
kommen erfordern Anpassungen der Steuersätze, um die
Lenkungswirkung zu erhalten. Eine diskretionäre Politik
der Steueranpassungen geht angesichts wechselnder
Mehrheiten und widerstreitender Interessen jedoch mit
verringerter Planbarkeit und dadurch schwächeren Inves-
titions- und Innovationsanreizen einher. Insbesondere
können die Berücksichtigung von Partikularinteressen
und das gegebenenfalls die Oberhand gewinnende Ziel der
(fiskalischen) Einnahmeerzielung dazu führen, dass die
Steuern irgendwann nicht mehr nach dem Prinzip der
externen Kosten festgesetzt oder angepasst werden und
dass langfristig angekündigte Steuerpfade dann zuneh-
mend unglaubwürdig werden (Kalkuhl et al. 2020). Eine
diskretionäre Festlegung von Steuersätzen dürfte daher in
der Praxis mit erheblichen Herausforderungen und Pro-
blemen verbunden sein. Es erscheint sinnvoll, Kommis-
sionen zur Preissetzung (ähnlich der Mindestlohnkommis-
sion) einzurichten sowie klare Regeln und Kriterien
aufzustellen, aus denen sich die Höhe der Umweltsteuern
ergibt. Das schüfe mehr Verlässlichkeit, Planungssicher-
heit und Transparenz.

5.2 Rückerstattungskanäle

Lenkungs- und Pigou-Steuern können durch die Berück-
sichtigung der „wahren“ gesellschaftlichen Kosten zu
einem effizienteren Umgang mit der Natur und weniger
Umweltverschmutzung führen. Sie verbessern Umwelt-
qualität und wirtschaftlichenWohlstand durch die vermie-
denen Umweltschäden. Allerdings sind Kosten und Nut-
zen von Pigou-Steuern im Allgemeinen sehr heterogen
verteilt. Aufgrund der Einnahmeerzielung erlauben Pigou-
Steuern jedoch – im Gegensatz zu Ordnungsrecht und
Standards – prinzipiell eine Besserstellung eines jeden
Individuums (sogenannte Pareto-Verbesserung) durch di-
rekte oder indirekte Rückerstattung der Einnahmen. In der
Praxis ist die Verwirklichung dieses Ideals aufgrund man-
gelnder Informationen allerdings kaummöglich. Dennoch
können gezielte Maßnahmen kritische Verteilungskonflik-
te entschärfen und so Akzeptanz und Fairness der Umwelt-
politik erhöhen.
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Für eine zielgenaue Behebung von Verteilungs-
konflikten sind folgende Voraussetzungen essenziell:
(1) einfache und typisierte Abschätzung der Belastung
von Haushalten auf Basis leicht erfassbarer Merkmale,
(2) differenzierte und kostengünstig administrierbare
Transfers oder Programme anhand dieser Merkmale;
möglichst mit einem „Phase-out“, um problematische
Langfrist-Anreize zu vermeiden. Weil bei einigen Umwelt-
problemendieBelastungunddasAufkommenüber die Zeit
stark schwanken können, wären zudem regelmäßige Über-
prüfungen und Revisionen der Entlastungsmaßnahmen
nötig.

Neben differenzierten Lösungen könnten auch ein-
fachere Optionen zur Rückerstattung geprüft werden, de-
ren Informations- und Administrationsprobleme geringer
sind (Edenhofer et al. 2019 und Hänsel et al. 2021). So
könnten durch die Einnahmen der Umweltsteuer andere
Steuerentlastungen (zum Beispiel bei Stromsteuer, Ein-
kommensteuer, Mehrwertsteuer) und Förderprogramme
finanziert werden, bei denen sich auch die Verteilungs-
wirkungen (und mögliche weitere ökonomische Auswir-
kungen) bestimmen ließen.

Die Debatte um die Rückerstattung der Einnahmen
aus der nationalen CO2-Bepreisung an Haushalte hat ge-
zeigt, dass nicht nur Informationsprobleme bei der Iden-
tifizierung von Härtefällen bestehen, sondern auch die
administrativen und rechtlichen Voraussetzungen – zum
Beispiel für eine kostengünstige umfassende Pro-Kopf-
Rückerstattung – nicht immer gegeben sind (Kahl und
Kahles 2019 sowie Stede et al. 2020). Darüber hinaus
besteht ein rechtliches Risiko, wenn die Einnahmen aus
einer Umweltsteuer vollständig an die Bürgerinnen und
Bürger zurückerstattet würden, weil damit das Motiv der
Erzielung von Einnahmen durch die Steuer nicht mehr
gegeben wäre.

5.3 Systematische Erfassung externer
Kosten

Für eine verstärkte Nutzung von Umweltsteuern bedarf es
der Ermittlung externer Kosten. Während diese in Berei-
chen wie dem Klimaschutz zunehmend Beachtung finden,
fehlt jedoch ein systematischer Überblick über die wich-
tigsten externen Kosten unseres wirtschaftlichen Han-
delns. Dieser wäre jedoch hilfreich, um (umwelt-)politi-
sche Prioritäten setzen zu können und um Bereiche zu
identifizieren, in denen Umweltsteuern sinnvoll eingesetzt
werden können. Darüber hinaus würde eine solche Be-
standsaufnahme aufzeigen, in welchen Bereichen noch
erhebliche (wissenschaftliche) Unsicherheiten liegen und

wo gegebenenfalls weitere Forschung zur Quantifizierung
externer Kosten nötig wäre.

Neben der systematischen Erfassung wäre auch eine
dynamische Aktualisierung externer Kosten nötig, um
neue wissenschaftliche Erkenntnisse und technologische
Entwicklungen zu berücksichtigen. Das Umweltbundes-
amt hat mit seinen Methodenkonventionen zur Erfassung
externer Umweltkosten bereits erste Beiträge dazu geleis-
tet (UBA 2020b). Diese Aktivitäten könnten weiter aus-
gebaut werden, sodass man künftig auch externe Kosten
in Nicht-Umwelt-Bereichen berücksichtigt und ein umfas-
senderes Bild von ökonomischen Fehlanreizen und Fehlal-
lokationen erhält. Eine systematische Erfassung externer
Kosten über alle Bereiche hinweg würde auch erfor-
dern, einheitliche Berechnungsstandards festzulegen (bei-
spielsweise für eine adäquate Diskontierung sowie die
Berücksichtigung von Verteilungswirkungen und diversen
Risiken, unter anderem hinsichtlich Gesundheits- und
Sterblichkeitseffekten). Die Erfassung externer Kosten
könnte zudem die im nächsten Abschnitt betrachtete Fol-
genabschätzung von Politikmaßnahmen und Gesetzesvor-
haben vereinfachen.

5.4 Folgenabschätzung, Normenkontrolle
und Kosten-Nutzen-Analysen

Die bisher bei der Gesetzgebung erfolgende Ermittlung des
Erfüllungsaufwands imRahmen der Normenkontrolle kon-
zentriert sich einseitig auf die Kosten von Gesetzen (ein-
schließlich der Einführung von Steuern). So werden auch
im Anhang des Entwurfs für das Brennstoffemissionshan-
delsgesetz (BEHG) zur Einführung des nEHS lediglich die
Kosten durch die Einführung der CO2-Bepreisung mit 7,4
bis 10,5 Milliarden Euro pro Jahr aufgeführt. Der ökonomi-
sche Nutzen – insbesondere die vermiedenen externen
Kosten – werden im BEHG-Entwurf wie auch bei anderen
Gesetzesentwürfen jedoch vernachlässigt. Diese Schief-
lage ließe sich durch einen ganzheitlichen Ansatz zur Ge-
setzesfolgenabschätzung vermeiden (UBA 2018). Solche
Ansätze zur Kosten-Nutzen-Abschätzung von Politikmaß-
nahmen werden in anderen Ländern wie den Vereinigten
Staaten (Hahn und Tetlock 2008), Kanada, Frankreich und
Großbritannien (Atkinson et al. 2018) bereits in größerem
Umfang praktiziert. Kosten-Nutzen-Analysen erhöhen da-
bei prinzipiell die Transparenz von Abwägungsprozessen
(Sunstein 2018). In einigen Fällen haben sie auch zu einer
ambitionierten, zügigen und kostengünstigen Verbes-
serung der Umweltqualität geführt – zum Beispiel beim
Ausstieg aus der Nutzung von verbleitem Benzin in den
Vereinigten Staaten (Hahn und Tetlock 2008) oder dem

182 Christina Roolfs et al.



Verbot von FCKW zum Schutz der Ozonschicht (Sunstein
2018).

6 Ausblick

Für einen sozial ausgewogenen Umwelt- und Klimaschutz
zur Erhöhung des Lebensstandards ist ein Paradigmen-
wechsel in der Umwelt- und Steuerpolitik erforderlich. In
diesem Beitrag haben wir die konzeptionellen und empiri-
schen Grundlagen für eine Neuorientierung der politi-
schen Debatte skizziert. Drei Erkenntnisse sind von zentra-
ler Bedeutung: Erstens sollten Umwelt- und Klimaschutz
als produktive Investitionen in Naturkapital verstanden
werden, weil sie gesellschaftliche Folgekosten (Klima- und
Umweltschäden) verringern und damit Produktivität,
Einkommen und menschliches Wohlbefinden steigern.
Diese Folgekosten könnten sich nach den hier vorgelegten
Abschätzungen auf 13 bis 19 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung in Deutschland belaufen (455 bis 671 Milliarden
Euro). Umwelt- und Klimapolitik zur Verringerung dieser
Schäden ist damit eine Politik zur Erhöhung des langfristi-
gen Wohlstands unserer Gesellschaft. Zweitens sind Len-
kungssteuern und -abgaben ein geeignetes politisches
Instrument, um die gesellschaftlichen Folgekosten zu re-
duzieren oder um ein bestimmtes Umwelt- oder Klimaziel
zu möglichst geringen volkswirtschaftlichen Kosten zu er-
reichen. Drittens ergibt sich durch die Verwendung der
Einnahmen aus Lenkungssteuern ein maximaler Gestal-
tungsspielraum zur fairen Verteilung der Kosten. Vertei-
lungskonflikte können durch eine gezielte Ausgestaltung
von Steuersenkungen, Transfers, Ausgaben oder Investi-
tionen ausgeglichenwerden.

Obwohl die Energie- und Stromsteuern in Deutschland
ein explizites Lenkungsmotiv aufweisen, konnten sie bis-
her kaum zu substanziellen Emissionsreduktionen beitra-
gen; in vielen anderen Bereichen fehlen Lenkungssteuern
und -abgaben gänzlich. Die Gründe dafür liegen teilweise
in institutionellen Faktoren, die einer effektiven, effizien-
ten und sozial gerechten Einführung von Umweltsteuern
entgegenstehen: Die Finanzverfassung kennt weder expli-
zite Umweltsteuern noch erlaubt sie eine Indexierung von
Steuern anhand der gesellschaftlichen Folgekosten. Im Re-
sultat fehlen in vielen Bereichen angemessene Umwelts-
teuern gänzlich. Wo sie vorhanden sind, verlieren sie in-
folge von Inflation und wachsenden Einkommen im
Zeitablauf an Lenkungswirkung und werden nicht an neue
Erkenntnisse über Umwelt- und Klimaschäden oder Inno-
vationen auf dem Gebiet von Vermeidungstechnologien
angepasst. Darüber hinaus schränkt die Finanzverfassung
die Verwendung der Einnahmen aus Lenkungssteuern und

Lenkungsabgaben ein, was eine faire Kostenverteilung er-
schwert.18

Dadurch ergeben sich in vielen Bereichen nachwie vor
erhebliche gesellschaftliche Folgekosten. Eine konsequen-
te Bepreisung dieser externen Effekte durch Lenkungs-
steuern und -abgaben könnte zu signifikantenWohlfahrts-
gewinnen führen und erhebliche Einnahmen generieren –
ersten Abschätzungen zufolge im Bereich von 348 bis 564
Milliarden Euro pro Jahr (44 bis 71 Prozent der gesamten
staatlichen Steuereinnahmen). Damit könnten andere
Steuern gesenkt, Investitionen finanziert oder Härtefälle
durch Transfers wie direkte Rückzahlungen an Haushalte
vermieden werden.

Während Steuern und Abgaben nach dem Prinzip der
externen Kosten beispielsweise im Bereich der CO2-Beprei-
sung und der Energiesteuern zügig angepasst werden
könnten, bedarf es jedoch grundsätzlich eines institutio-
nalisierten Prozesses zur systematischen Erfassung und
Bewertung externer Kosten. Dazu gehören unter anderem
Verfahren, die eine regelbasierte Anpassung von Steuer-
und Abgabensätzen sowie entsprechenden Entlastungs-
maßnahmen garantieren. Auch die fiskalischen und nicht-
fiskalischen Politikinstrumente selbst sollten regelmäßig
und systematisch überprüft und angepasst werden. Ohne
einen solchen Prozess laufen Steuerreformen für Umwelt-
und Klimaschutz Gefahr, von Beginn an unzureichend
ausgestaltet zu sein oder über die Zeit an Wirksamkeit und
Effizienz zu verlieren.19
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Anhang

Wesentliche Teile der Kostenschätzung sind im Rahmen
des Kopernikus-Projekts Ariadne (FKZ 03SFK5A) des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung entstanden
und in Form eines Berichts (Ariadne-Kurzdossier und Ari-
adne-Hintergrund) auf der Ariadne-website (https://ariad-
neprojekt.de/publikationen) ohne Gutachterprozess ver-
öffentlicht worden. Die entsprechenden Referenzen sind
Kalkuhl et al. 2021 und Roolfs et al. 2021b.

In den Abbildung 3 und Tabelle 2 zugrundeliegenden
Studien werden unterschiedliche Ansätze zur Schätzung
der externen Kosten verwendet. Einige Autoren berech-
nen aggregierte Kosten, andere ermitteln Kosten pro
emittierte oder verwendete Einheit. Wenn Kosten pro Ein-
heit berechnet werden, handelt es sich in der Regel um
Durchschnittskosten und nur selten um Grenzkosten. De-
tails sind den folgenden Unterabschnitten zu entnehmen.
Ein weiterer Unterschied zwischen den Studien liegt im
regionalen Bezug: Einige Autoren ermitteln in ihren Stu-
dien Kostensätze für bestimmte Weltregionen, andere
spezifizieren die Kosten explizit für Deutschland, bei-
spielsweise die Methodenkonvention des Umweltbundes-
amtes (UBA). Wenn in Studien die aggregierten Kosten
für Deutschland nicht angegeben sind, so wurden diese
durch Multiplikation der angegebenen Kosten pro Einheit
mit den für Deutschland relevanten Mengen ermittelt.

Die meisten hier betrachteten Umweltschäden beru-
hen auf „Stock pollutants“. Das bedeutet, dass sich der
Schaden über die Zeit akkumuliert, da die Umwelt nur eine
geringe Aufnahme- und Pufferkapazität hat. Dies trifft auf
Antibiotikaeinsatz, Flächenverbrauch, Pestizide, Plastik
und Gewässereutrophierung zu. In diesem Fall kann die
tatsächliche marginale Schadenshöhe oft mit dem Umfang
der Schädigung steigen (konvexe Schadensfunktion). Mit
einer Durchschnittskostenbetrachtung unterschätzt man
dann den Schaden. Sich nicht längerfristig akkumulieren-
de Umweltschäden rühren von „Flow pollutants“. Dies
trifft in diesem Artikel auf die Kategorie der Luftver-
schmutzung zu. Wenn in diesem Fall ein linearer Zusam-
menhang zwischen dem Umfang der jeweiligen Externali-
tät und den resultierenden Schäden besteht, ist diese
Vorgehensweise exakt. Umwelt- und Gesundheitsschäden,
die nicht eindeutig nach diesem Prinzip zuzuordnen sind,
sind gesundheitsschädlicher Konsum sowie, im Bereich
Verkehr, Lärm und Unfälle.

Wir weisen die Kosten in Euro und inflationsbereinigt
zum Jahr 2020 aus, sofern nicht explizit anders angegeben.
Wenn in den zugrundeliegenden Studien keine Angabe
zum Referenzjahr der Währung vorliegt, nehmen wir
an, dass sich die verwendete Kostenschätzung auf das

jeweilige Publikationsjahr bezieht. Die Berechnungen mit-
samt Daten und Quellen stehen in einem Online-Anhang
unter http://doi.org/10.5281/zenodo.4730277 (Roolfs et al.
2021b) zumDownload bereit.

Im Folgenden geben wir einen Überblick über Ursa-
chen (Prozesse), Auswirkungen und Schäden, Quantifizie-
rung, Durchschnittskosten, Einnahmen und die zugrunde-
liegende Methodik, nach der die externen Kosten ermittelt
wurden.

A1 Gesundheitsschädlicher Konsum

Im Folgenden betrachten wir die Kosten des gesundheits-
schädlichen Konsums von Alkohol, Tabak, Zucker und
Fleisch.

Auswirkung und Schäden. Hieraus resultierende
Erkrankungen können zu Produktivitätsausfällen und
verringerter Lebenserwartung führen. Die Behandlungs-
kosten und Produktivitätsausfälle werden über die Sozial-
versicherungen und das Steuersystem sozialisiert, so dass
externe Kosten durch den individuellen Konsum entste-
hen.

Quantifizierung. Bisherige Studien quantifizieren zu-
meist die Gesundheitskosten, die einen großen Anteil an
den externen Kosten ausmachen, vernachlässigen aber
sogenannte interne Kosten aufgrund mangelnder Selbst-
disziplin, fehlendenWissens oder Suchtverhaltens.

Meier et al. (2015) geben die reinen Gesundheitskosten
des Zuckerkonsums mit 8,6 Milliarden Euro für das Jahr
2008 in Deutschland an (entspricht rund 9,9 Milliarden
Euro im Jahr 2020 und Durchschnittskosten von 3,45 Euro/
kg Zucker). In einer Studie für die Vereinigten Staaten
schätzen Allcott et al. (2019) die Optimalsteuerhöhe für
gesüßte Getränke auf 0,41 Euro/Liter, was interne und
externe Kosten beinhaltet. Wenn man Allcott et al. (2019)
auf deutsche Verbrauchsdaten anwendet (Bundesministe-
rium für Ernährung und Landwirtschaft 2021), belaufen
sich die Optimalsteuereinnahmen für gesüßte Getränke
auf 3,5 bis 4,1 Milliarden Euro.

Springmann et al. (2018) schätzen die Gesundheits-
kosten des Konsums von rotem und verarbeitetem Fleisch
auf jeweils 0,94 und 4,17 Dollar/kg für einkommensstarke
Länder (entspricht circa 0,98 und 4,35 Euro/kg inflations-
bereinigt zum Jahr 2020). Basierend auf ihrer Schätzung
belaufen sich die Kosten des Konsums von rotem und ver-
arbeitetem Fleisch damit für Deutschland auf rund 10 Mil-
liarden Euro pro Jahr.

Effertz et al. (2017) und Effertz (2019) schätzen in ihren
Studien die externen Kosten des Alkohol- und Tabakkon-
sums auf jeweils 41,37 und 99,12 Milliarden Euro (inflati-
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onsbereinigt zu 2020) und gelangen dementsprechend zu
Durchschnittskosten von 44,65 Euro/Liter puren Alkohols
und 0,85 Euro/Stück (Tabakprodukt). In diesen Berech-
nungen werden jedoch meist die Entlastungen für die
Rentenversicherung aufgrund früherer Sterblichkeit aus-
geblendet, die unter bestimmten Voraussetzungen die ex-
ternen Gesundheitskosten aufwiegen können (Sloan et al.
2004 sowie Steidl und Wigger 2015). Beim Tabakkonsum
liegen die internen Kosten aufgrund von Abhängigkeiten
allerdings um ein Vielfaches höher als die externen Kosten
(Gruber und Köszegi 2008).

Auf Basis der aufgeführten Studien liegen die ex-
ternen Kosten des gesundheitsschädlichen Konsums von
Alkohol, Tabak, Zucker und Fleisch bei circa 154 bis
160 Milliarden Euro pro Jahr. Mit Entfaltung der Lenkungs-
wirkung ist mit einer Einnahmenabnahme zu rechnen –
allerdings kann auch bei hoher Besteuerung davon aus-
gegangen werden, dass der Konsum (und damit die Ein-
nahmen) nicht zum Erliegen kommt. Abbildung A1 fasst
dies zusammen.

Einnahmen. Die Einnahmen aus Alkohol- und Tabak-
steuer aus dem Jahr 2019 belaufen sich auf 3,14 und 14,45
Milliarden Euro (in Euro 2019). Sie sind in Abbildung A1 als
negative Balken eingezeichnet.

A2 Klimawandel

Treibhausgase entstehen als Nebenprodukt aus der Ver-
brennung fossiler Energie, Landnutzung, landwirtschaftli-
chen und industriellen Prozessen, die CO2, Methan und
Lachgas freisetzen. Die Schäden, die Treibhausgase durch
ihre Anreicherung in der Atmosphäre (Erwärmung, Klima-
wandel) anrichten, werden von den Emittenten nicht ge-
tragen oder auch nur berücksichtigt.

Auswirkung und Schäden. Eine globale Erwärmung
von bis zu 5 Grad Celsius bis zum Jahr 2100 verursacht
relativ zur Zeit vor der Industrialisierung einen Meeres-
spiegelanstieg von bis zu 100 cm, die Versauerung der
Ozeane, geringere landwirtschaftliche Erträge, Verknap-
pung von Wasser und Land, vermehrtes Artensterben,
Ausbreitung von (Infektions-) Krankheiten, extreme Wet-
terereignisse, Vermögens- und Sachschäden sowie Pro-
duktionseinbußen (IPCC 2014).

Quantifizierung. Eine vollständige Erfassung der
Schäden ist schwierig und mit Unsicherheiten behaftet. In
jüngsten Arbeiten, die auf empirisch messbaren, bereits
erfolgten, rein wirtschaftlichen Klimaschäden fußen, sind
für das Jahr 2020 als externe Kosten 80 bis 150 Euro/tCO2

angegeben (vgl. u. a. Kalkuhl und Wenz 2020). Gemessen
an den gesamten deutschen Treibhausgasemissionen im

Abbildung A1: Externe Kosten (vor allem externe Gesundheitskosten) pro Jahr durch gesundheitsschädlichen Konsum von Tabak, Alkohol,
Zucker und rotem und verarbeitetem Fleisch
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf Alcott et al. 2019, BMEL 2021, Effertz et al. 2017, Effertz 2019, Meier et al. 2015, Springmann
et al. 2018
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Jahr 2019 betragen diese Schäden bereits 69 bis 129 Milliar-
den Euro. Auf Basis von Expertenbefragungen ermittelt
Pindyck (2019) externe Kosten von 150 bis 300 Dollar/tCO2

(circa 130 bis 260 Euro/tCO2) und Hänsel et al. (2020) von
119 bis 208Dollar/tCO2 (circa 100 bis 180 Euro/tCO2) für das
Jahr 2020 auf Basis der Expertenbefragung vonDrupp et al.
(2018). In der derzeit aktuellsten Umfrage finden Howard
und Sylvan (2021a, b) heraus, dass Gesamtkosten bei dem
aktuellen Verlauf der Klimaerwärmung bis 2025 bei
1,7 Billionen Dollar pro Jahr und bis 2075 bei etwa 30
Billionen Dollar pro Jahr (5 Prozent des prognostizierten
BIP) liegenwerden.

Die amerikanische Nationale Akademie der Wissen-
schaften (NASEM 2017) und das amerikanische Umwelt-
bundesamt (United States Environmental Protection Agen-
cy 2016) schätzen die Kosten bei einer Diskontrate von 2,5
Prozent auf 62 Dollar/tCO2 für das Jahr 2007 (68 Euro/tCO2

2020), wasmit Blick auf deutsche Treibhausgasemissionen
Schäden von 58 Milliarden Euro im Jahr 2019 bedeutet.20

Abhängig von Annahmen unter anderem zu Diskontrate
und regionaler Auflösung kommen diese und weitere Stu-

dien auf zum Teil geringere, aber auch deutlich höhere
externe Kosten. Das UBA (2020) ermittelt für Deutschland
einen Wert von 195 Euro/tCO2 und kommt damit auf circa
167 Milliarden Euro Gesamtkosten im Jahr 2019.21 Es emp-
fiehlt außerdem Sensitivitätsanalysenmit 680 Euro/tCO2.

In Abbildung A2 verwenden wir den Schaden basie-
rend auf NASEM 2017 als untere Grenze und die Ergebnisse
von Kalkuhl und Wenz (2020) für die „weitere“ Abschät-
zung. Die Werte aus NASEM 2017 sind als relativ konser-
vativ22 und solide anzusehen, da diese Methodik auch in
den Vereinigten Staaten zur Berechnung der „sozialen
Kosten des Kohlenstoffs“ (social cost of carbon) so ange-
legt ist, dass die Ergebnisse vor Gericht Bestand haben
(Sunstein 2018). In diesen Berechnungen sind neuere Stu-
dien wie Kalkuhl und Wenz (2020), ebenfalls solide und
eher konservativ, jedoch noch nicht enthalten. Die Scha-
densschätzung zum Klimawandel ist weiterhin Gegen-
stand aktueller Forschung und wird kontinuierlich weiter-
entwickelt (IPCC 2014); viele Schadenswirkungen (wie
zum Beispiel der Verlust der Artenvielfalt) konnten bisher
noch nicht quantifiziert werden. Deshalb geben wir eine

Abbildung A2: Externe Kosten des Klimawandels pro Jahr in Deutschland
Anmerkung: Der gestrichelte Balken zeigt die hohe Unsicherheit der Kostenschätzung an, da es bis dato keine oder nur wenige Studien gibt.
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf DEHSt 2019, Kalkuhl undWenz 2020, NASEM 2017

20 Die Berechnung der externen Kosten ist sehr sensitiv gegenüber
der Wahl der Diskontrate. Klimaschäden entstehen größtenteils in der
fernen Zukunft und müssen deshalb auf ihren Gegenwartswert abdis-
kontiert werden.

21 Wir verwenden den CO2-Ausstoß des Jahres 2019, um eine Ver-
zerrung der Schätzung durch die Corona-Pandemie zu verhindern.
22 Einflussfaktoren wie nicht-marktbezogene Schäden sind noch
nicht berücksichtigt.
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potenzielle Unsicherheitsmarge zusätzlich zu denweiteren
Abschätzungen an. Abbildung A2 zeigt jeweils die niedrige
und hohe Kostenschätzung sowie die Unsicherheit der
Schadensbemessung (gestrichelte Box).

Einnahmen. Die Versteigerung der Emissionen im
EU-ETS hat im Jahr 2019 insgesamt 3,16 Milliarden Euro an
Erlösen erbracht (DEHSt 2019). Die Einnahmen aus dem
nEHS werden für das Jahr 2021 auf etwa 7,4 Milliarden
Euro geschätzt (Bundestag 2020b). Beide Einnahmen wer-
den in einem Sonderfonds verwaltet und stehen nicht dem
allgemeinen Haushalt zur Verfügung. Die Einnahmen aus
der Stromsteuer betrugen im Jahr 2019 6,69 Milliarden
Euro und werden hier ebenfalls den externen Kosten des
Klimawandels gegenübergestellt. Mit einer höheren Be-
preisung würden die Einnahmen zuerst zunehmen. Mit
Entfaltung der Lenkungswirkung und danach Erreichen
der Klimaneutralität werden die Einnahmen mittelfristig
abnehmen und langfristig verschwinden. Die aktuellen
Einnahmen sind in Abbildung A2 als negative Balken dar-
gestellt.

A3 Lokale Luftverschmutzung

Energieerzeugung, industrielle und landwirtschaftliche
Produktion wie auch Verkehr emittieren Feinstaub oder

dessen Vorläufersubstanzen; Stickoxide und flüchtige or-
ganische Verbindungen verursachen bodennahes Ozon.

Auswirkung und Schäden. Luftverschmutzung ver-
ursacht Krankheiten und führt zu vorzeitigen Todesfällen
sowie zu Produktivitätsverlusten und Kosten für das Ge-
sundheitssystem. Dabei sind Feinstaub und (bodennahes)
Ozon die für die Gesundheit gefährlichsten Arten der Luft-
verschmutzung. Ammoniak aus der Landwirtschaft lagert
sich in Ökosystemen ab und führt zu unkontrollierbaren
Eutrophierungseffekten sowie zur Versauerung der Böden.
Darüber hinaus kann Ammoniak auch direkt Ökosysteme
und Pflanzen schädigen, da es sich toxisch auf Blattorgane
auswirkt (vgl. UBA 2015, S. 56).

Quantifizierung. Die rein wirtschaftlichen Kosten
(Produktivitätsverluste) von Feinstaub betragen jüngsten
empirischen Untersuchungen zufolge mehrere Prozent-
punkte der Wirtschaftsleistung (Dechezleprêtre et al.
2019). Die externen Kosten der Luftverschmutzung ohne
Verkehr beliefen sich 2012 in Deutschland auf rund 53
Milliarden Euro (European Environment Agency 2014). Die
größten Kostenblöcke verursachen Ammoniak-Emissio-
nen in der Landwirtschaft mit 21,46 Milliarden Euro und
Luftverschmutzung durch Verkehr mit 12,42 Milliarden
Euro (UBA 2020b).

Die EU-Kommission findet in ihrer Studie zu den exter-
nen Kosten des Verkehrs noch höhere Umweltkosten im

Abbildung A3: Externe Kosten lokaler Luftverschmutzung pro Jahr
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf UBA 2020b, UBA 2021b

Reformoptionen für ein nachhaltiges Steuer- und Abgabensystem 191



Umfang von 15,55 Milliarden Euro durch Luftverschmut-
zung im Verkehr (EC 2019a). Abbildung A3 fasst diese Kos-
ten lokaler Luftverschmutzung zusammen. Dort zeigen wir
die Schätzungen für den Verkehr aus der Methodenkon-
vention des UBA (2020b), die unter der Schätzung der EC
(2019a) liegen (um 3Milliarden Euro).

Einnahmen. Derzeit keine. Wenn eine Bepreisung
eingeführt wird, ist im Zuge der Entfaltung der Lenkungs-
wirkung tendenziell mit abnehmenden Einnahmen zu
rechnen.

A4 Verkehr

Verkehr benötigt Fläche und Infrastruktur, verursacht um-
welt- und gesundheitsschädliche Emissionen und zieht
Arbeitsausfälle oder Produktivitätsverluste durch Unfälle
und Staus nach sich.

Auswirkungen und Schäden. Staus verursachen
Zeitkosten und Produktivitätsverluste; Verkehrslärm geht
mit Kosten für das Gesundheitssystem und mit Produktivi-
tätsverlusten einher; Unfälle bedeuten menschliches Leid,
medizinische Kosten, Behandlungsfolgekosten, Arbeits-
ausfälle, Staus und Verwaltungskosten. Diese Kosten sind
nur teilweise von Versicherungen abgedeckt. Die Nutzung
von Infrastruktur ist von Wartungs- und Instandhaltungs-

kosten begleitet. Wenn die Verkehrsteilnehmer nicht an-
gemessen an den Kosten beteiligt werden, kommt es zu
Fehlanreizen bei der Wahl der Verkehrsmittel sowie des
Wohn- und Arbeitsortes, also der Nachfrage nach Infra-
struktur.

Quantifizierung. Die Europäische Kommission ermit-
telt die Kosten des Straßenverkehrs in ihrem Handbuch zu
externen Kosten des Transports (EC 2019a). 5 Milliarden
Euro werden demnach durch Lärm im Straßenverkehr ver-
ursacht, rund 2 Milliarden Euro durch Lärm im Zug-, Was-
ser- und Luftverkehr. Der größte Kostenblock sind Unfälle
im Straßenverkehr. Die externen Kosten – also nicht von
Versicherungen abgedeckten Kosten – von Unfällen wer-
den mit rund 79 Milliarden Euro angegeben. Die Kosten für
Stau und Überlastung von Straßen belaufen sich nach EC
(2019b) auf 8 Milliarden Euro und entstehen ausschließ-
lich im Straßenverkehr (vgl. auch INRIX 2016 mit ähn-
lichen Kosten von 5 Milliarden Euro). Die Wohlfahrtsver-
luste aus der suboptimalen Nachfrage nach Infrastruktur
und den damit verbundenen Siedlungsstrukturen und
Verkehrsströmen sind bisher nicht untersucht und quanti-
fiziert worden. Die Kosten der Bereitstellung der Verkehrs-
infrastruktur, bestehend aus Investition und Instandhal-
tung in Deutschland, belaufen sich nach EC (2019b) auf 28
Milliarden Euro (Straße) und 6 Milliarden Euro (andere
Verkehrswege).

Abbildung A4: Externe Kosten des Verkehrs pro Jahr
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf EC 2019a, b und Destatis 2021
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Die Kostenblöcke sind in Abbildung A4 dargestellt
und nach Verkehrsweg untergliedert. Dabei sind die hier
angegebenen Kostenblöcke zu Luftverschmutzung (12,42–
15,55 Milliarden Euro), Klimakosten (19,72 Milliarden Euro)
und Flächenverbrauch (9,02 Milliarden Euro) zudem auch
den Abschnitten A2, A3 und A4 zuzuordnen.23

Einnahmen. Die Energiesteuer, größtenteils auf Mi-
neralölerzeugnisse erhoben, ergab 2019 Einnahmen von
circa 41 Milliarden Euro, die KFZ-Steuer von circa 9 Milliar-
den Euro. Die LKW-Maut generierte 2020 circa 7 Milliarden
Euro/Jahr (Wegekostenanteil), vgl. EC 2019a. Mit der Aus-
weitung auf PKW und kleinere Nutzfahrzeuge könnten
weitere 9 Milliarden Euro im Jahr generiert werden (BMVI
2018). Die langfristigen Einnahmen dürften aufgrund des
steigenden Verkehrsaufkommens eben-falls zunehmen.
Jedoch könnte technischer Fortschritt auch zu einer Re-
duktion von Lärm, Staus und Unfällen führen.

A5 Antibiotikaeinsatz

Antibiotika werden nicht nur in der Humanmedizin, son-
dern auch in der Landwirtschaft durch die Veterinärme-
dizin eingesetzt. Sie dienen nicht nur der Infektions-
behandlung, sondern auch als Wachstumsbeschleuniger.
Die alleinige Verwendung als Wachstumsbeschleuniger
ist in Deutschland verboten, jedoch ist es im konkreten
Fall schwierig klar zwischen Infektionsbehandlung und
Wachstumsbeschleunigung zu unterscheiden (BMG 2019).

Jegliche Verwendung von Antibiotika, ob in der Tier-
mast oder in der Human- und Veterinärmedizin, trägt zur
Entwicklung von Antibiotikaresistenzen bei, deren Kos-
ten letztlich über die Gesundheits- und Behandlungskos-
ten im Sozialstaat auf die Gesellschaft abgewälzt werden
(negative Externalität). Je höher der Verbrauch, desto
höher das Risiko von entstehenden Resistenzen (O’Neill,
2015a, b und Goossens et al., 2005). Zwischen 75 und 90
Prozent der von Nutztieren eingenommen Antibiotika
werden ausgeschieden und gelangen so in Abwassersys-
teme, Böden und andere Wasserquellen (O’Neill 2015a).

Des Weiteren wird die Gülle vieler Nutztiere als Dün-
ger verwendet und gelangt so direkt auf landwirtschaftli-
che Böden und Felder (O’Neill 2015a). Über den direkten
Kontakt von Tier zu Tier und über Ausscheidungen auf den
Weiden und im Stall ist somit eine Übertragung antibioti-
karesistenter Bakterien möglich. Die Reduktion der Anti-

biotikanutzung in der Viehhaltung reduziert Antibiotikare-
sistenzen in Nutztieren (Scott et al. 2018). Der Transfer von
Tier zu Mensch ist ebenfalls über direkten Kontakt, Kon-
sum von nicht pasteurisierten oder ungekochten tierischen
Lebensmitteln oder durch eine Ausbreitung der Bakterien
in die Umwelt möglich (Rushton et al. 2014).

O’Neill (2015a) wertet die gegenwärtige Literatur zu
Antibiotika in der Landwirtschaft aus und stellt fest, dass
72 Prozent aller wissenschaftlichen Papiere eine Verbin-
dung von Antibiotikanutzung in der Landwirtschaft und
antibiotikaresistenten Keimen in Menschen nachweisen.
Nur 5 Prozent der Studien ergeben keinen Einfluss (O’Neill
2015a). Dennoch besteht hier weiterer Forschungsbedarf,
damit sich Übertragungsrisiken vom Einsatz in der Land-
wirtschaft auf andere Bereiche der Gesellschaft besser
quantifizieren lassen.

In denVereinigten Staatenwerdenmehr als 70 Prozent
der für Menschen als medizinisch wichtig eingestuften An-
tibiotika für Tiere in der Landwirtschaft verwendet (O’Neill
2016, S. 24). Viehhaltung auf engstem Raum führt zudem
zu einem erhöhten Risiko, dass sich antibiotikaresistente
Bakterien ausbreiten und aufMenschenüberspringen.

Auswirkung und Schäden. Antibiotikaresistenzen
führen dazu, dass normalerweise unkomplizierte Infektio-
nen bei Menschen mit einer höheren Wahrscheinlichkeit
zu chronischen Krankheiten und allgemein längeren Kran-
kenhausaufenthalten führen, dass stärkere Antibiotika mit
größeren Nebenwirkungen eingesetzt werden müssen
oder dass eine Infektion tödlich endet. Viele normale me-
dizinische Eingriffe wie Kaiserschnitte, Prothesenoperatio-
nen oder Organtransplantationen gehen sehr häufig mit
bakteriellen Infektionen einher. Heute harmlose Eingriffe
werden durch die Zunahme von Antibiotikaresistenzen
risikoreicher und schmerzhafter und enden häufiger töd-
lich (Roope et al. 2019).

Quantifizierung. Bis dato existieren nach unserem
Wissen keine Studien, deren Autoren ausschließlich die
sozialen Kosten des Antibiotikaeinsatzes in der Landwirt-
schaft schätzen. Für die Quantifizierung verwenden wir
daher eine Studie der Weltbank (Jonas et al. 2017), welche
die jährlichen globalen Kosten durch die Reduktion des
Arbeitsangebots durch Antibiotikaresistenzen mit 1,1 Pro-
zent bis 3,8 Prozent des globalen Bruttoinlandsprodukts
(BIP) beziffert. Für Länder mit hohem Einkommen (zum
Beispiel Deutschland) schätzt die Weltbank jährliche Kos-
ten von 0,8 bis 3,1 Prozent des BIP. Für Deutschland ent-
spricht dies sozialen Kosten von 27,72 bis 107,42 Milliarden
Euro 2019, dargestellt in Abbildung A5.

Die von Jonas et al. (2017) ermittelten Kosten basieren
auf einem dynamischen, allgemeinen Gleichgewichts-
modell mit neoklassischen Wachstumseigenschaften für

23 Während wir in den einzelnen Abschnitten diese doppelte Zuord-
nung zulassen, wird sie in der Berechnung und Übersicht der Gesamt-
kosten aller Bereiche, die wir im Haupttext zeigen, herausgerechnet.
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mehrere Länder und Sektoren. Die Kostensituationen sind
als Reduktion des Arbeitsangebots und somit als entgan-
gene Arbeitslöhne modelliert. Diese indirekten Kosten um-
fassen sowohl den BIP-Verlust durch frühen Tod und ge-
sunkene Arbeitsproduktivität als auch eine gestiegene
Todesrate in der Nutztierwirtschaft, die zu geringerem
Angebot von tierischen Nahrungsmitteln und somit zu
höheren Preisen führt. Die direkten Kosten umfassen Res-
sourcen, die aufgewendet werden müssen, um gegen
Krankheiten vorzugehen, sowie Kosten für Krankenhaus-
aufenthalte und Medikamente. Die Gesundheit und das
Wohlbefinden der Patienten sind nicht eingepreist, ebenso
wenig wie Schmerzen, wenn auf minderwertige Behand-
lungsmethoden zurückgegriffen werden muss. Außerdem
legen empirische Studien nahe, dass Menschen ihr Leben
höher bewerten als die Summe ihrer entgangenen Löhne.
Die geschätzten sozialen Kosten können daher noch höher
sein als hier angegeben (Jonas et al. 2017, S. 16-17). Eine
Studie im Auftrag der Regierung des Vereinigten König-
reichs schätzt, dass jährlich 10 Millionen Menschen auf-
grund von Antibiotikaresistenzen sterben könnten. O’Neill
(2016) beziffert die kumulierten Kosten bis zum Jahr 2050
mit 84 Billionen Euro (100 Billionen Dollar).24

Gemäß dem derzeitigen Forschungsstand sind die so-
zialen Kosten aus dem Antibiotikaeinsatz in der Landwirt-
schaft und der Humanmedizin bisher nicht separat bezif-
fert worden.

In Deutschland wurden im Jahr 2019 in der Landwirt-
schaft 670 Tonnen Antibiotika an Nutztiere verabreicht
(Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit 2020). Dies entspricht in etwa der Menge in der
Humanmedizin (Köper et al. 2020). Eine Aufgliederung der
Kosten in gleiche Teile für Mensch und Tier anhand der
reinenMenge verschriebener Antibiotika ist nicht möglich.
Die Effekte sind nicht linear skalierbar, da die Übertragung
von resistenten Bakterien von Tier zu Mensch anders ab-
läuft als von Mensch zu Mensch. Außerdem ist die Art des
von Resistenzen betroffenen Antibiotikums und die Hart-
näckigkeit der Resistenz entscheidend. Um eine bessere
Quantifizierung zu ermöglichen, ist weitere Forschung mit
Hinblick sowohl auf die Übertragungskanäle als auch auf
die Entwicklung von Resistenzen erforderlich (Roope et al.
2019).

Einnahmen. Derzeit keine. Mit einer Preislenkung in
der Tiermast könnten zusätzliche Einnahmen generiert
werden, die mit der Entfaltung der Lenkungswirkung mit-
telfristig voraussichtlich abnähmen.

Abbildung A5: Externe Kosten des Antibiotikaeinsatzes als Auslöser für Antibiotikaresistenzen (AMR) in Deutschland pro Jahr
Anmerkung: Der gestrichelte Balken zeigt die hohe Unsicherheit der Kostenschätzung an, da es bis dato keine oder nur wenige Studien gibt.
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf Jonas et al. 2017

24 Unklar ist, ob diese Studie auch die Kosten durch die Reduktion
von Arbeitsangebot berechnet.
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A6 Flächenverbrauch

Wirtschaftliche Aktivitäten und menschliche Lebensräu-
me bedürfen der Infrastruktur. Diese wird auf bereits wirt-
schaftlich genutzten oder ungenutzten Flächen errichtet.

Auswirkung und Schäden. Lebensräume von Tieren
und Pflanzen werden verringert oder fragmentiert. Durch
die Flächenversiegelung kann es einerseits zu negativen
Auswirkungen auf den Boden kommen, andererseits er-
geben sich Beeinträchtigungen des Wasserhaushaltes
durch weniger Versickerung und die damit verbundenen
Auswirkungen auf die Wasserversorgung des versiegelten
Bodens sowie Anstauung/Umlenkung von Wasserabflüs-
sen. Damit verbunden ist auch ein erhöhtes Risiko von
Bodenerosion.25 Grünland reguliert das lokale Klima, leis-
tet Erosions- und Gewässerschutz und trägt zur Erhaltung
der Biodiversität bei; seine Zerstörung verringert diese
Dienstleistungen. Natürliche oder naturnahe Flächen die-

nen als Erholungsgebiet und damit in vielen Fällen auch
der Gesundheit des Menschen.

Quantifizierung. Die Quantifizierung externer Kosten
des Flächenverbrauchs ist komplex. Wissenschaftliche
Studien, die eine umfassende Quantifizierung des Flä-
chenverbrauchs vornehmen, fehlen bis dato. Im Folgen-
den verwenden wir Schätzungen aus spezifischen Studien
zu spezifischen Arten von Flächenverbrauch, was als eine
erste Näherung der externen Kosten des Flächenver-
brauchs zu begreifen ist.

Die Autoren von Naturkapital Deutschland – TEEB DE
(2016) ermitteln die Kosten des Verlusts von Grünland
(Grünlandumbruch) auf 466 und 3.174 Euro pro Hektar
und Jahr. Da die landwirtschaftlich genutzte Fläche in
Deutschland konstant bleibt, wird hier angenommen, dass
Grünlandumbruch und Inanspruchnahme von Siedlungs-
fläche einander ungefähr entsprechen. Auf Basis der Stu-
die von Naturkapital Deutschland – TEEB DE (2016) er-
geben sich damit jährliche Gesamtkosten von zwischen 7
und 48 Millionen Euro. Wichtig ist dabei, dass sich die
Kosten, die in einem Jahr verursacht werden, erst im Laufe
der Zeit materialisieren. Über einen Zeitraum von 30 Jah-
ren beziffern sich die Schäden, die in einem Jahr ver-
ursacht werden, auf zwischen 0,21 und 1,46 Milliarden
Euro, wie in Abbildung A6 dargestellt.

Abbildung A6: Externe Kosten von Flächenverbrauch durch Grünlandumbruch und Verkehrsinfrastruktur pro Jahr
Anmerkung: Der gestrichelte Balken zeigt die hohe Unsicherheit der Kostenschätzung an, da es bis dato keine oder nur wenige Studien gibt.
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf EC 2019a, Naturkapital Deutschland – TEEB DE 2016, Destatis 2021

25 Aus globaler Sicht hat die Umwandlung natürlicher Lebensräume
in landwirtschaftliche oder urbane Ökosysteme Einfluss auf das Risi-
ko und die Inzidenz von Zoonosekrankheiten beim Menschen. Daher
kann die Verringerung des Verlusts natürlicher Lebensräume die
Wahrscheinlichkeit künftiger Epidemie- und Pandemieausbrüche
verringern (Gibb et al. 2020, Tollefson 2020 und Olivero et al. 2017).
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Eine Möglichkeit, die Kosten des Flächenverbrauchs
zu beziffern, besteht im Rückgriff auf Wiederherstellungs-
kosten (Restorationskosten). Die Restorations- bezie-
hungsweise Aufforstungskosten von genutzter Siedlungs-
fläche belaufen sich nach einer von der Europäischen
Kommission in Auftrag gegebenen Studie auf 11,3 Euro/m2

(Ott et al. 2006). Nach diesen Zahlen belaufen sich die
Gesamtkosten für die 2019 versiegelte Fläche (exklusive
geplante Verkehrsfläche) damit auf knapp 1,73 Milliarden
Euro.

Die Europäische Kommission schätzt die externen
Kosten des Flächenverbrauchs durch Verkehrsinfrastruk-
tur auf rund 9,02 Milliarden Euro allein in Bezug auf Habi-
tatsverlust und Habitatsfragmentierung (EC 2019a).

Einnahmen. In Deutschland existiert keine Steuer mit
dem Ziel einer Verringerung des Flächenverbrauchs. Al-
lenfalls die Grundsteuer auf Gebäude und Flächen könnte
prinzipiell den Flächenverbrauch beeinflussen. Da sie aber
auch den Wert der auf der Fläche stehenden Gebäude mit-
besteuert und die Steuer gemessen am Immobilienwert
sehr gering ist, ist von keiner bedeutenden Lenkungswir-
kung auszugehen. Im Jahr 2019 hat die Grundsteuer 14,44
Milliarden Euro erbracht. Im Hinblick auf die Einpreisung
von Externalitäten ist die Besteuerung von Fläche ein-
schließlich Gebäuden suboptimal, da Flächeninanspruch-
nahme und Nutzung eine negative Externalität aufweisen,

die Bebauung davon aber getrennt werden muss. Ideal
wäre eine reine Bodensteuer, welche die Flächenin-
anspruchnahme drosselt, die Bebauung bereits bestehen-
der Siedlungsfläche aber fördert.

Dies würde zu einer Verdichtung führen und somit die
Flächeninanspruchnahme einhegen, ohne das Angebot an
Wohnraum zu verringern. Mit zunehmender Flächenin-
anspruchnahme würden sich die Einnahmen aus einer
Bodensteuer erhöhen, ab Erreichen des Netto-Null-Ziels
jedoch blieben sie konstant. Die Bodensteuer hätte also
langfristig eine stabile Steuerbasis.

Weil Infrastrukturausgaben jedoch selbst bisher steu-
erfinanziert sind, entstünden keine Mehreinnahmen (an-
ders bei einer Maut, bei der die Flächenkosten umgelegt
werden können). Mit Entfaltung der Lenkungswirkung wä-
ren diese abnehmend oder verschwindend, da bis 2050
gemäß EU-Ressourcenstrategie und deutschem Klima-
schutzplan ein Netto-Null-Ziel zum Flächenverbrauch er-
reicht werden soll.26

Abbildung A7: Externe Kosten von Stickstoff- und Phosphoreintrag pro Jahr
Anmerkung: Der gestrichelte Balken zeigt die hohe Unsicherheit der Kostenschätzung an, da es bis dato keine oder nur wenige Studien gibt.
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf van Grinsven et al. 2013, UBA 2020b, UBA 2021a

26 Siehe BMU 2016.
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A7 Gewässereutrophierung durch Stickstoff-
und Phosphoreintrag

Stickstoff und Phosphor werden in der Landwirtschaft
durch die Verwendung von Kunstdünger (bei Stickstoff
auch bei der Ausbringung von Gülle beziehungsweise
Wirtschaftsdünger) freigesetzt. Dabei werden die Nähr-
stoffüberschüsse, die nicht von Nutzpflanzen aufgenom-
men werden, in tiefere Bodenschichten, in das Grundwas-
ser sowie in Oberflächengewässer abgeleitet. Weitere
Stoffeinträge kommen überwiegend aus Klärwasser und
urbaner Kanalisation.

Auswirkung und Schäden. Im Grundwasser stel-
len hohe Stickstoffkonzentrationen in Form von Nitraten
eine gesundheitliche Gefährdung dar, welche die Was-
serversorger beheben müssen, indem sie unbelastetes
Trinkwasser aus anderen Quellen beimischen. In Ober-
flächengewässern führen Stickstoff und Phosphor zu
Anreicherung von Nährstoffen (Eutrophierung). Dadurch
werden Ökosysteme gestört beziehungsweise zerstört, die
Artenvielfalt nimmt ab und der Erholungswert der Natur
sinkt; in großen Gewässern (zum Beispiel der Ostsee)
kommt es zu Algenblüten und Fischsterben durch Sauer-
stoffmangel.

Quantifizierung. Die Kosten durch Eutrophierung,
Biodiversitätsverlust, Renaturierung von Ökosystemen so-
wie Aufbereitung von Trinkwasser betragen nach Anga-
ben des UBA (2020b) durch Stickstoffeintrag im Durch-
schnitt 20,8 Euro/kgN; die Kosten durch Phosphor durch-
schnittlich 153,5 Euro/kgP. Van Grinsven et al. (2013)
schätzen die Umweltkosten von Stickstoffeintrag in Ge-
wässern auf 5 bis 20 Euro/kgN. Wir geben daher eine hohe
und niedrige Schätzung der Stickstoffkosten an (siehe
Abbildung A7). Die Gesamtkosten durch Nährstoffeinträ-
ge machen damit zwischen 6,37 und 13,34 Milliarden Euro
pro Jahr aus, wobei allein zwischen 2,2 und 7 Milliarden
Euro Umweltschäden durch Stickstoffeintrag aus der
Landwirtschaft anfallen. Diese Schätzungen erhalten wir,
indem wir die vom UBA berechneten Stickstoff- und Phos-
phoreinträge in deutschen Oberflächengewässern mit den
Durchschnittskosten nach der UBA-Methodenkonvention
und den Kosten aus van Grinsven et al. (2013) pro kgP
oder kgN multiplizieren.27 Die Schätzung der exter-
nen Kosten kann sich jedoch nach Region und getroffe-
nen Modellierungsannahmen stark unterscheiden (Keeler
et al. 2016).

Einnahmen. Bisher keine. Wenn eine Bepreisung ein-
geführt würde, ist mit Einsetzen der Lenkungswirkung
über längere Zeit mit sinkenden Einnahmen zu rechnen.
Dennoch ist von erheblichen dauerhaften Einnahmen aus-
zugehen, da Nährstoffüberflüsse nicht komplett eliminiert
werden können.

A8 Pestizideinsatz

Pestizide erhöhen die landwirtschaftlichen Erträge, indem
sie unerwünschte Pflanzen, Pilze und Tiere abtöten. Sie
sind potenziell auch für Nicht-Zielorganismen giftig und
reduzieren die Nahrungsgrundlage von Tieren.

Auswirkung und Schäden. Pestizide reduzieren die
Biodiversität. Darüber hinaus können sie auch für Men-
schen gesundheitsschädlich sein, beispielsweise wenn
diese bei der Anwendung, über das Trinkwasser oder
durch Nahrungsmittel damit in Berührung kommen. Au-
ßerdem entstehen Regulierungs- undMonitoringkosten.

Quantifizierung. Die Kosten unterteilen sich in Ver-
meidungs- und Schadenskosten und sind mit hohen Unsi-
cherheiten verbunden. Vermeidungskosten sind vor allem
Kosten für die Reinigung des Trinkwassers und belaufen
sich nach Schätzungen des UBA auf zwischen 609 und 809
Millionen Euro (UBA 2017).28 Schadenskosten ergeben sich
insbesondere aus dem Verlust von Biodiversität und aus
Beeinträchtigungen der Gesundheit. Leach und Mumford
(2008) schätzen die Kosten für den Biodiversitätsverlust
auf knapp 7,2 Millionen Euro, basierend auf Zahlen von
Pretty et al. (2000). Neuere Studien gehen für den Verlust
der Biodiversität von bedeutend höheren Zahlen aus. Die
Autoren einer nicht-wissenschaftlichen Studie schätzen
die Kosten für die Landwirtschaft als Ganze auf 47 Milliar-
den Euro (BCG** 2019).29

Unter der Annahme, dass Landwirtschaft ohne leicht-
lösliche Mineraldünger und Pestizide die Biodiversität im
Vergleich zur jetzigen Landnutzung erhöhen würde und
dass beides etwa zur Hälfte die Biodiversitätsverluste
in der Landwirtschaft verursacht, können die externen
Kosten von Pestiziden auf Basis dieser Studie und inflati-
onsbereinigt auf 24,0 Milliarden Euro geschätzt werden.

27 Wir haben die Schätzung von van Grinsven et al. (2013) inflations-
bereinigt und erhalten so 6,23 Euro/kgN in Preisen von 2020.

28 Bei den hier angegebenen Kosten der Trinkwasserreinigung könn-
te eine Doppelzählung mit den Kosten der Gewässereutrophierung
von rund 1 Milliarde Euro vorliegen.
29 Eine mit Doppelstern (**) markierte Quelle (wie BCG** 2019)
kennzeichnet nicht-wissenschaftliche Artikel, die auch nicht im Auf-
trag von Regierungsorganen (wie dem UBA) oder großen etablierten
Institutionen (wie der Academy of Sciences und dem Intergovernmen-
tal Panel on Climate Change, IPCC) erstellt wurden.
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Kosten für die negativen Effekte auf die menschliche Ge-
sundheit schätzen Leach und Mumford (2008) auf 27 Mil-
lionen Euro. Auch diese Zahl ist mit hohen Unsicherheiten
verbunden. Glyphosat wird beispielsweise als wahrschein-
lich krebserregend eingestuft, sodass die Kosten sehr hoch
sein könnten. Eine genauere Aussage ist auf Basis der
Datenlage nicht möglich. Für die Vereinigten Staaten
schätzen Bourguet und Guillemaud (2016) die Kosten
durch Gesundheitsschäden auf zwischen 1,5 und 15 Milli-
arden Dollar.

Unter der Annahme, dass die Schäden proportional
zur landwirtschaftlich bewirtschafteten Fläche sind, wä-
ren das für Deutschland zwischen 0,07 und 0,71 Milliarden
Euro. Abbildung A8 gibt eine Übersicht.

Einnahmen. Derzeit keine. Infolge der Lenkungswir-
kung sinken die möglichen Einnahmen tendenziell: Die
Elastizität hängt jedoch stark vom jeweiligen Wirkstoff,
dessen Funktion und Substituierbarkeit ab. Der Einsatz
mancher Pestizide ist wenig preiselastisch, bei anderen
kann davon ausgegangen werden, dass sie durch weniger
toxische Produkte ersetzt werden, die bei einer differen-
zierten Steuer relativ billiger sind. Die Anwendung einiger
Pestizide kann außerdemdurch den Einsatz digitaler Tech-
nologien reduziert werden.

A9 Plastikeinsatz

Plastik ist in vielen Gütern verarbeitet (zum Beispiel in
Verpackungen und Bekleidung, aber auch in produzieren-
den Maschinen) und wird nach Nutzungsende zu Plastik-
müll. Die Abbauzeit von Plastik ist sehr lang, sodass es
sich in der Umwelt ansammelt. Als Folge der fortlaufenden
Produktion von Plastik sammelt sich somit immer mehr
davon – auch in Form von Mikro- und Nanoplastik – bei-
spielsweise in den Meeren an, aber auch in Böden und
über die Nahrungsketten auch in Tieren und im mensch-
lichen Körper.

Auswirkung und Schäden. Die Schäden sind vielfäl-
tig. Einerseits hat die Ansammlung von zu viel Plastik
negativen Einfluss auf die Biodiversität. Auch vom Men-
schen als Lebensmittel genutzte Tierbestände, beispiels-
weise Fische, sammeln mehr Plastik im Körper an. Des
Weiteren kann eine Anhäufung von Plastik auch das pro-
duzierende Gewerbe schädigen, wenn beispielsweise Ma-
schinen in der Fischerei von Plastikbeifang zerstört wer-
den. Zudem führt Plastikverschmutzung in der Natur (zum
Beispiel an Stränden) zur Minderung der Erholungsquali-
tät von Naturräumen und damit zu Einbußen in der Touris-
musbranche.

Quantifizierung. Bisher sind keine umfassenden Kos-
tenabschätzungen für die ganzeWelt oder für Deutschland

Abbildung A8: Externe Kosten von Pestizideinsatz in der Landwirtschaft pro Jahr
Anmerkung: Der gestrichelte Balken zeigt die hohe Unsicherheit der Kostenschätzung an, da es bis dato keine oder nur wenige Studien gibt.
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf BCG** 2019, Leach undMumford 2007, UBA 2017
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vorhanden. Wir geben zwei partielle Betrachtungen wie-
der: Die Entsorgungskosten für Müll aus dem öffentlichen
Raum betragen im Jahr 700 Millionen Euro. 40 Prozent
davon sind Plastik/Verpackungen (VKU** 2019). Unter der
Annahme, dass die Kosten proportional zur Menge sind,
liegen die Entsorgungskosten für Plastik damit bei 280
Millionen Euro. Die Kosten für Plastikmüll in den Welt-
meeren werden global auf 3.300 bis 33.000 Dollar/Tonne
geschätzt (Beaumont et al. 2019). Dies entspricht inflati-
onsbereinigt 3.611 bis 36.106 Euro/Tonne.

Jambeck et al. (2015) prognostizieren, dass im Jahr
2025 insgesamt 33.317 Tonnen Plastik aus Deutschland im
Meer landen werden. Bei dieser Menge würden die Kosten
für Plastikmüll, die von den deutschen Küstenregionen im
Meer landen, zwischen 0,12 und 1,2 Milliarden Euro betra-
gen. Deutschland exportiert rund 710.000 Tonnen Plastik-
müll pro Jahr (Plastikatlas 2019). Es existieren nur wenige
Studien zu den tatsächlichen Recyclingmengen des expor-
tierten Plastikmülls. Die United States Environmental Pro-
tection Agency (2020) schätzt, dass rund 10 Prozent des
Plastikmülls rezykliert wird. Aufgrund der unklaren Da-
tenlage mit der Tendenz, dass vor allem reichere Länder
inländisch mehr rezyklieren (Jambeck et al. 2015) und
Exportmüll weniger rezykliert wird, nehmen wir verein-
fachend für die Abschätzung der Kosten der deutschen
Plastikmüllexporte und des Meeresmülls Folgendes an:

Angenommen, die deutschen Plastikmüllexportmenge
würde final in das Meer eingetragen, dann belaufen sich
die Kosten durch marine Plastikverschmutzung auf zwi-
schen 2,56 und 25,6 Milliarden Euro (Beaumont et al. 2019
und Plastikatlas 2019).30 Abbildung A9 fasst die Kosten-
schätzungen zusammen. Auch die Gesundheitskosten
lassen sich kaum beziffern, insbesondere weil selbst die
qualitativen Zusammenhänge noch nicht hinreichend er-
forscht sind. Ähnliches gilt für Mikroplastik.

Einnahmen. Keine Einnahmen in Deutschland. Die
Bundesregierung schätzt den deutschen Einnahmenanteil
an einer möglichen EU-Plastiksteuer auf 1,4 Milliarden
Euro (Bundestag 2020a).
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Abbildung A9: Externe Kosten von Plastikmüll imMeer undMüll auf Straßen (Littering) pro Jahr unter der Annahme, dass der deutsche
Gesamtplastikmüllexport in dieWeltmeere eingetragen wird
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf Beaumont et al. 2019, Jambeck et al. 2019, Plastikatlas 2019, VKU** 2019, Bundestag 2020a

30 Welcher Anteil des exportierten Plastikmülls tatsächlich ins Meer
gelangt, ist aufgrund mangelnder Kontrollsysteme schwer nach-
zuvollziehen und Gegenstand fortgesetzter Debatten.
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